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Roms Ziele in Theorie md Praxis 
(bejonders in jeinen Konkordaten). 


Von Gujtad Mir, Pfarrer in Stargardt, N.=R. 


1. Noms Ziele in der Theorie, 


Rom hat niemals ein Hehl aus jeinen letzten Zielen und Abfichten 
gemacht. Wohl hat es jih manchmal im Hinblick auf die betrüblichen 
geitläufte genötigt gejehen, dieſe oder jene Forderung einjtweilen zurück 
zuſtellen oder doch weniger ſcharf zu vertreten, und zumal die Verteidiger 
des römischen Syſtems, denen allzu offenherzige Kundgebungen der Kurie 
je und dann ihre politiſchen Kreiſe zu ſtören drohen, haben es zu einer 

keineswegs gering zu veranſchlagenden Fertigkeit in der Kunſt des Ab— 

ſchwächens und Umdeutens gar zu verfänglicher Hußerungen des unfehl: 

baren Lehramts gebracht. Nom jelbjt jedoch hat weder in feinen offiziellen 

noch offiziöfen Kundgebungen jemals auch nur den mindejten Zweifel 

darüber gelaffen, daß es unabänderlich an jeinen einmal erhobenen An— 

Iprüchen fefthält und ſich feine Ziele nicht verrücen läßt. Niemals hat 

es irgendetwas zurückgenommen oder aucd nur offenkundige Mißgriffe als 

jolche anerkannt und bedauert. So ſucht man römifcherjeits auch heute 

noch die Verurteilung Galileis zu rechtfertigen, und jelbjt Reformkatholiken 

wie Ehrhard ') beteiligen fich, augenjheinlih um ihre Rechtgläubigkeit 

zu beweifen, an diefer Mohrenwäſche. Von den entſetzlichen Inquiſitions⸗ 

und Hexenbullen der römiſchen Päpſte aber vollends iſt — um hier nur 

2 BE WER dies eine zu nennen — bisher auch nicht eine einzige aufgehoben oder außer 

N 2 Öeltung gefegt worden. Die Bulle Innozenz’ IV. „Ad extirp nen 
TAT! FAR 7 REN vom 15. Mai 1252, die Magna Charta der mittelalterlichen Inquiſi ion, 
Ya Wade) — — = —e— beſteht heute noch ebenſo zu Recht wie die Hexenbulle Innozenz' VIII. 
Re RN RE je J— Summis desiderantes“ vom 5. Dez. 1484 und die Bulle Pauls II. 
— ae „Licet ab initio« vom Jahre 1542, die der modernen JInquiſition ihre 
Schlagkraft gegen den Proteftantismus verlieh. Dafür hat aber Pius VII. 
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EN, 1) Ehrhard, Der Katholizismus und das 20. Jahrhundert, 2. Aufl., 
- Stuttgart-Wien 1902, ©. 151. N 














es in jeinem Schreiben an den Nuntius in Wien im Jahre 1805 bitterlich 
beklagt, daß die Kirche der traurigen Zeiten wegen „dieſe ihre heiligiten 
Marimen einer verdienten Strenge gegen die rebelliihen Feinde des 
Glaubens nicht anzuwenden vermöge“.) Und befanntlicb hat es aud) 
Pins IX. im 24. Sat des Syllabus vom Jahre 1864 unter die verderb- 
lichſten Irrtümer der Zeit gerechnet, wenn behauptet werde, daß die Kirche 


nicht Macht haben jolle, Zwangsmittel anzumenden. 


Genau ebenjo hat Rom jih in allen Fragen verhalten, die jemals in 
den Bereich jeines Urteils getreten find. ES wäre daher unrecht, wollte 
man die päpjtliche Kurie, wie es manchmal aejhieht, der Heuchelei zeiben. 
Gewiß jind mande von ihren offiziellen Kundgebungen, entjprechend den 
jonjtigen Gepflogenheiten des jeweiligen Bapftes, fonzilianter in der Form, 
aber in der Sade vergeben jie jih nihts. Das gilt z. B. auch, wie 
Hoensbroedy (Moderner Staat und römiſche Kirche, Berlin 1906, ©. 50 ff.) 
deutlid macht, von dem vielberufenen Rundſchreiben Leos XIII. vom 
1. November 1885: „Immortale Dei‘, worin der „Friedenspapft” fein 
kirchenpolitiſches Programm entwicelt. Hier, wie überall, ift die römijche 
Pofition aufs klarſte und deutlichſte herausgejtellt. Und jeder, der ſehen 
will, kann fih aus den offiziellen päpftlihen Kundgebungen ein genaues 
Bild mahen von den, was Rom in Wahrheit als legtes Ziel im Auge hat. 

Dabei dürfte es jih aber empfehlen, das mittelalterliche Nom ganz 
außer Betracht zu lajjen, um jo von vornherein dem beliebten Einwand 
zu begegnen, das heutige Papjttum jei doch ein ganz anderes als das 
mittelalterlihe und jedenfalls in feiner Weife verantwortlich zu machen 
für die Haltung der römiſchen Kurie in jener Zeit, die heute auch von 
Katholiken als nicht immer einwandfrei angejehen wird. Diejer Einwand 
hält zwar feineswegs jtih, da das gegenwärtige Papſttum ſich ſelbſt 
durchaus und in jeder Beziehung mit dem mittelalterlichen identifiziert und 
noch niemals auch nur den leijeften Verſuch gemacht Hat, feine eigene 
Vergangenheit zu verleugnen. Aber was für einen Sinn könnte es haben, 
fih zur Erforſchung der legten Ziele Noms in alte, vergilbte Urkunden 
einer fernen Vergangenheit zu verjenken, wobei dann doch noch in jedem 
einzelnen Falle nahgewiejen werden müßte, daß Nom in der Tat aud) 
heute noch genau ebenjo denke wie damals, während ung doch eine ganze 
Reihe päpftliher Kundgebungen aus neuefter Zeit zur Verfügung ſtehen, 
die über die Abfichten Noms nicht den geringjten Zweifel übrig lajjen? 

Daß Rom im Mittelalter den Anſpruch erhob, die unumjchränfte 
Herrin der Welt zu jein, und in diefem jurchtbaren Kanıpf un Die Welt: 
herrſchaft die eigentliche Zebensaufgabe des Papſttums fand, ift allgemein 
befannt. Man leſe die Zujammenitellung der entiprechenden päpjtlichen 
Erlaſſe bei Hoensbroech (a. a.D. ©. 12 77.).) Wichtiger und notwendiger 


1) Gefffen, Staat und Kirche, Berlin 1875, S. 806 Anm. 

3) Vergleide au) — um hier nur Dieje allgemeinverſtaͤndlichen Schriften 
zu nennen: db. Shubert, Noms Kampf um die Weltperrichaft Sanilien | 
des Vereins fir — 28), und Krüger, Das Papittum 
(teligionsgeich. Volksbücher IV, 3/4. Heft). 





























sw 
# 





ai i y ah - Al, vıW 
—— ⸗ PET VIERTEL TAT KHAO LET, u — wa. 


T — 





a ir le 


aber fcheint der Nachweis zu fein, daß Nom dies aud) heute noch) als letztes 
Ziel mit zäher Ausdauer fejthält: Abjolute, unumſchränkte Herrihaft der 
römiſchen Kirche über die ganze Welt. Und zwar Weltherrſchaft 
niht nur im religiöjen Sinne, jondern aud und 
vor allem in jozialzfultureller und ftaatlid: 
politiſcher Hinſicht. 

Cine religiöſe Weltherrſchaft in dem Sinne, daß die Religion, d.h. 
das Verhältnis der Menſchenſeele zu ihrem Gott, die beherrſchende Macht 
im Leben aller Menſchen werde, iſt ja das letzte Ziel auch des ur: 
jprünglichen Chriftentums. So erjtrebt auch das evangeliihe Chriften- 
tum nichts anderes, als die ganze Welt Gott zu Füßen zu legen durch 
Aufrihtung der Gottesherrichaft in jedem einzelnen Menfchenherzen. Aber 
die evangelijche Kirche ordnet fich diefen letzten, höchften Ziel, dem Neiche 
Gottes, demütig unter, indem fie fi) begnügt mit der bejcheidenen Rolle 
der dienenden Magd, die die Neichsgenofjjen immer näher herzuzuführen 
hat. Die katholiſche Kirche dagegen identifiziert ſich ſelbſt in ihrer gegen: 
wärtigen empiriſchen Gejtalt mit dem legten Ziel, dem Neiche Gottes, und 
erhebt darum den Anſpruch, daß außerhalb ihrer äußerlich greifbaren Um: 
friediqung niemand jelig werden kann. Bekanntlich wird das auch in dem 
erjt 1905 erjchienenen Einheitsfatehismus Pius’ X, mit nadten, dürren 
Worten ausgejprochen: „außerhalb der katholiſchen, apoftolifchen, römischen 
Kirche kann niemand felig werden, wie niemand aus der Siündflut gerettet 
wurde außerhalb der Arche Noahs, die ein Vorbild der Kirche war“ (in 
der Überjegung von Stieglit, Kempten und München 1906, ©. 94). 
Allerdings wird in unmittelbarem Anſchluß an diefe Sentenz allen denen, 
die fi) „etwa ohne Schuld oder im guten Glauben” außerhalb der Kirche 
befinden, jofern fie getauft find oder mwenigjtens das Verlangen danad) 
im Herzen tragen und „außerdem aufrichtig die Wahrheit ſuchen und den 
Willen Gottes nach Kräften vollbringen“, die Möglichkeit, jelig zu werden, 
zugejtanden: fie find „aufpdem Wege des Heiles“ Aber dies 
Iheinbare Zugeftändnis kann, wie ich in der Wartburg 1906, ©. 226 ff. 
eingehend nachgewiejen habe, jeinen Zwed, Andersgläubigen die katholiſche 
Kirche verſöhnlich erſcheinen zu laſſen, nicht erreichen. Der Anſpruch der 
katholiſchen Kirche, die alleinſeligmachende zu ſein, iſt in dem ganzen 
römiſchen Syſtem viel zu feſt verankert, als daß er eine wirkliche 
Abſchwächung zuließe. Es wird genügen, wenn ich an dieſer Stelle auf 
folgendes hinweiſe. Nach dem Einheitsfatehismus Pins’ X. ift es nicht. 
genug zum Seligwerden, überhaupt ein Glied der katholiſchen Kirche zu 
jein; man muß aud ein Tebendiges Glied fein (S.94). Lebendige 
lieder find aber nırv die Gerechten, d. h. jene, die wirklich in der Gnade 
Gottes find (ebenda). Nun find aber alle diejenigen ohne die Gnade 
Gottes, die fi im Stand der Todſünde befinden (S. 103), und in den 
Stand der Gnade gelangt man nach begangener Todjünde nur durch das 
Bußſakrament: „Das Bußſakrament iſt allen zur Seligkeit notwendig, Die 
nad) der Taufe eine ſchwere Sünde begangen haben“ (S. 193). j Da nun 
aber das Bußſakrament nur innerhalb der katholiſchen Kirche gültig ver: 
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waltet werden kann (S.191), jo iſt es völlig ausgeſchloſſen, daß jemand 


ihr ein Iebendiges Glied der Kirche und jomit jelig wird. Daß in 
hie ce enbanı das „Ohne eigene Schuld ober im guten Wlasiben? 
feine Stätte hat, liegt auf der Hand. Macht man mit dem Gedanken 
ernſt, ſo hebt er den Begriff der Ketzerei einfach auf. Denn guten Glaubens 
ſind die Ketzer doch ohne Zweifel alle, ſoweit es ihnen überhaupt ernſt iſt 
mit ihrem Chriſtentum; alle andern aber, die Gleichgültigen und geiſtig 
Toten, kommen überhaupt nicht in Frage, da ſie, wie oben bemerkt, in der 
katholiſchen Kirche ebenſowenig ſelig werden wie außer ihr. Auch genügt 
es ja keineswegs, „allgemein und unbewußt alle Glaubenswahrheiten an— 
zunehmen, denn es gibt manche Wahrheiten, welche alle ausdrücklich und 
im einzelnen notwendig glauben müſſen, z. B. die Einheit und T reieinigfeit 
Gottes, die Menſchwerdung und den Tod des Erlöſers“ (S. 58). Schließ— 
[ich aber — und das iſt der jpringende Punkt — wird den Andersgläubigen 
auch in dem angeführten, ſcheinbar jo weitherzigen Satze doch nur aut: 
geftanden, daß fie „auf Dem Wege des Heils“ find. Dieje 
Mendung kann aber nach alledem doch nur den Sinn haben: te td 
aufdem Wege zurkatholiſchen Kirche. Selig werden fie 
natürlich nur, wenn ſie audy den legten Schritt auf diejem Wege aetan 
haben, d. h. in den Schoß der alleinjeligmahenden Kirche zurückgekehrt 


1 

in A it aljo die empiriſche katholiſche Kirche tatſächlich identisch mit 
Gottes Neid, ja, ſie tritt geradezu an Gottes Stelle. Wenn wir vom 
evangelijgen Standpunkt aus etwa ragen: Gottes Reich ift überall da, 
wo Gott das Regiment führt in Menſchenherzen, jo iſt es echt katholiſch, 
hier für Gott die Kirche einzuſetzen: Gottes Reich iſt da, wo die Kirche 
regiert. Ihr ift der Gläubige in all und jeder Sinficht unbedingten Gehor— 
ſam ſchuldig. Denn „die Gewalt, Gebote zu geben, hat die Kirche von 
Sefus Chriſtus ſelbſt; wer deshalb der Kirche nicht ge- 
hordt, dev a jelber nit” Einheitskatechis— 
mus, ©. Die dirche aber, der man jolden Gehorſam ſchuldig iſt, 
iſt einzig und allein die römiſche Hierarchie mit dem Papft an der Spite. 
Unter den Gliebern nämlig), welche die Kirche bilden, iſt ein ſehr be- 
Heutender Unterſchied; de a UL) e, die gebicten AUTO 
folche, die geh? 9 ſolche, die Lehren, und ſolche, die belehrt 
werden” (S. I0)- Und „die Ausübung diejer Gewalten (nämlich des 
Behrens, ber Saframentsverwaltung und des Gebietens) gebührt einzig 
dem hiclarchiſchen Stande, nämlich Papſt und den ihm untergeordneten 
Biichöfen” (S. 98). „Der ads —— die größte unter allen Würden 
auf Erden, und ſie verleiht ihm die hö hſte und unmittelbare Gewalt über 
alle Hirten und Gläubigen” (©. II), ja, im Grunde auch über die Anders: 
gläubigen, wie weiter unten gezeigt werben wird. Daß vementiprechend 
zum mindeften alle Gläubigen „verpflichtet find, die lehrend Kirche zu 


) Rat. a dem ganzen meine Ausführungen in der Wartburg 1906, 
S. 27T. 
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hören unter Strafe der ewigen Verdammnis” (S. 97), 
und dab jie ihrem Biſchof „in allem, was fich auf die Seeljorge und geift: 
liche Negierung der Stirche bezieht, Gehorſam zu erweifen haben” (S. 101), 
verjteht ji) danach von jelbit. 

Hier haben wir aljo in klaſſiſcher Form den Gedanken der religiöjen 
Weltherrſchaft im Sinne hierarchiſfcher Bevormundung aller Gläubigen. Wic- 
wert übrigens diefer Anſpruch Noms auf Unterwerfung aller jelbjtändigen 
Willensregungen bei jeinen Släubigen gebt, kann man aus der Anſprache 
Leos XIII. an die irländiſchen Pilger vom 21. Februar 1893 entnehmen, 
in der es u. a. heißt: „Möge das tiefſte Verlangen in euren Seelen dieſes 
ſein, daß ihr eure Gedanken, eure Entſchließungen mit den Unſrigen ver— 
einigt. Nicht nur Unſre ſoffenbareñ Befehle, jondern 
au Unjre Wünſche umd Ratſchläge mögen eud 
heilig fein, denn Chriftus jelber gibt fie euch durch jeinen Stell: 
verireter.” Und zwar joll das, wie derjelbe Leo in jeiner Anſprache an 
die italienischen Pilger am 17. Februar 1893 ausdrücklich betonte, in 
allen Stücden gejhehen: „Unfer Wort joll alfo die Richtſchnur eures 
Verhaltens fein, jei es im Bereide der Sdeen, jeiesim 
Bereihe der äußeren Tätigkeit“ (beive Zitate bei Eberle, 
Der Ultramontanismus, seldfirh 1904, ©. 53). Falls aber jemand 
glauben jollte, bei einer jo umfajjenden Gehorjamsverpflichtung möchte es 
wohl ſchon genug jein, wenn man ſich nur überhaupt ſtumm unterwerfe, 
ohne wirklich immer mit ganzem Herzen dabei zu ſein, ſo wäre er ſehr 
im Irrtum. Leos XIII. Rundſchreiben „Praeclara gratulationis“ vom 
28. Juni 1894 ermahnt die Katholiken alſo: „Vor allem mögen ſie ſich 
zum oberſten Geſetze machen, daß man dem Lehramte und der Autori— 
tät der Kirche nicht engherzig und mißtruiſch, 
ſondern von ganzem Herzen und bereitwillig ge= 
horhen müjje” (aus Eberle a.a.d. ©. 34). Was Pius X. in 
men neuen Syllabus von Jahre 1907 in Sat 7 verlangt, daß nämlich 
die Släubigen den von der Kicche ausgejprochenen Urteilen au inner- 
Lich zuſtimmen müßten, ift alfo im Grunde nichts Neues. Die Fatholijche 
Kirche hat auch ſchon früher darauf bejtanden, daß ihre Gläubigen nicht 
ur in ſchweigendem Gehorjam wider die eigene bisherige beffere 
Überzeugung ih unterwarfen. Es war auch jchon früher jo, wie 

ahrmund in jeiner Schrift „Katholiſche Weltanfhauung und freie 
Wiſſenſchaft“ (Lehmann, München 1908) im Hinblick auf dieſen Satz7 
‘> Neuen Syllabus fehreibt: „Es genügt nicht, ji den Ausgeburten eines 
Farhiichen Dejpotismus in der Tugend des Gehorjams ftumm zu unter- 
werfen. Es genügt nicht, zu jchweigen und jeine eigene befjere Über: 
zeugung in der Bruft zu verjchliegen. Man muß auch diefe Überzeugung 
jelbft no in Truͤmmer Ihlagen; man muß fie zwingen, das Weiße 
jhwarz und das Feuer Falt zu nennen; man muß die Feljeln nicht bloß 
am Leibe, jondern auch in der Seele tragen” (S.36). Das ift freilich 
nur die natürliche und notwendige Folge der von den Sefuiten von jeher 
ſyſtematiſch betriebenen Verflahung und Beräußerlihung des Fatholifchen 
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Slaubensbegriffs, der nun auch im Einheitsfatehismus im wejentlichen 
gleihgejegt wird mit dem Gehorſam gegen Die katholiſche Hierarchie, 
wenn es heißt: „Der Glaube iſt eine übernatürliche, in unjere Seele eins 
gegoſſene Tugend, durch welde wir geftübt auf das Anſehen 
Gottes (!) glauben, daß alles wahr iſt, was er geoffenbart bat und 
uns duch die Kiche zu glauben vorjtellt. Die von Gott geoffenbarten 
Mahrheiten aber wiſſen wir durch die heilige Ki T he, welde 
unfehlbar ift; das heißt durch den Papjt, den Nachfolger des 
heiligen Petrus, und durch die Bijhöfe, die Nachfolger der 
Apoſtel“ (S.57). Klingt das nicht wie eine genauere Auslegung der 
ebenjo einfachen, wie einleuchtenden Definition des Jeſuiten Joſ. Kleutgen 
in ſeiner Theologie der Vorzeit (IV, 207): „Der Glaube em Sud 
wahrhalten, zu dem uns fremdes Anjehen beſtimmt“? (Nah Xederer, 
Sehr ernfte Enthüllungen zum Ginheitsfatehismus, Augsburg 1906, 
S,:2).) | ‚ 

Ich habe hier die Herrſchaftsanſprüche Noms auf religiöjen Gebiet 
ausführlier behandelt, als vielleicht manchem in dieſem Zuſammenhang 
notwendig erjchienen jein wird. Indes glaubte ich gerade dieſer, ſonſt 
meiſt weniger beachteten Seite der Sache beſondere Aufmerkſamkeit zu— 
wenden zu ſollen, weil hier doch im letzten Grunde die Wurzeln für alle 
jonftigen Anjprühe Noms, vornehmlih auf dem jozialstulturellen und 
ſtaatlich-politiſchen Gebiet, zu finden find. Nom will herrjchen, ununz= 
ihränkt herrihen, wie über die Seele der Menſchen, jo auch über ihren 
Leib und alle natürlichen Berhältniffe, auch über Völker und Könige, 
Es gibt jhlechterdings nichts in der Welt, was die römische Kirche ohne 
weiteres als ihrem Machtbereich entnommen anerfennen würde, da ſchließ— 
(ich alles menſchliche Handeln ji irgendwie in Beziehung zur Religion 
jegen läßt. So hat das Sanktum Offizium in Rom bekanntlich auch 
geburtshilfliche Operationen der Mediziner in den Bereich ſeines Urteils 
gezogen, hat über die — Behandlung amputierter Gliedmaßen 
von Katholiken, Nichtkatholiken und Ungläubigen Anweiſung gegeben und 
auch über den Gebrauch der Margarine an Faſttagen ſich ausgelaſſen 
(Mirbt, Quellen zur Geſch. des Papjttums 2. Aufl., Tübingen und Leipzig, 
Mohr, 1901, ©. 405, 411). 

Bon hier aus wird man die Tragweite der jcheinbar ziemlich harm— 
(ofen Bemerkung Leos XII. in jeinem bereits erwähnten Rundſchreiben 
Immortale Dei vom 1. November 1885 ermeſſen können, welche Tautet: 
„Was immer im Leben der Menjchheit heilig tft, was immer auf das 
Heil der Seelen und den göttlichen Dienjt Bezug bat, jei es nun an ſich 
umd ſeiner Natur nad, oder wegen jeiner Beziehung zu 
demjelben, alles das ijt ver kirchlichen Gewalt und ihren Aus— 
ipruche unterjtellt”.) Gibt es denn danach noch irgend etwas, was 


















1) Vgl. zu dem ganzen Mix, Katholizismus u. Kultur, Wartburg 1908 


Nr. 84, 35, 36. 
2) Herderfche Ausg. ©. 32. 












nicht in Beziehung ſtände zu dem „Heil der Seelen“ und dem „gött— 
lichen Dienſt“? Sicher nicht! Mer daran noch den geringſten Zweifel 
hätte, müßte ſich doch eines Beſſeren belehren laſſen durch die eigene Er— 
klärung Leos XIII. hinſichtlich ſeiner Stellungnahme in Sachen der 
Septennatsfrage 1887 — er wirkte bekanntlich auf das Zentrum im 
deutſchen Reichstage dahin ein, daß es die Vorlage der Regierung an— 
nehme. Man ſollte meinen, daß dieſe eigentlich rein militäriſche An— 
gelegenheit mit der Religion wirklich nicht das mindeſte zu tun haben 
könnte. Aber weit gefehlt! Leo XIII. läßt dem Zentrum durch ſeinen 
Kardinalſtaatsſekretär ntitteilen, „daß die Frage mit Fragen von religiöſer 
und moraliſcher Bedeutung zuſammenhänge“, weshalb er dem Zentrum 
ſeine Wünſche ausſprechen zu müſſen geglaubt häbe.) Und Pius X. 
nimmt in ſeiner Offenheit vollends fein Blatt vor den Mund. 
zreuherzig erklärt er, es jei feines Amtes, „die Gejamtheit und Die 
einzelnen, nicht nur die Gehorchenden, jondern auch die Herrjchenden, im 
privaten umd öffentlichen Leben, in jozialer und politijcher Hinficht zur 
bürgerlichen und jittlichen Dronung zu lenken. Derober ſte Ponti— 
fer kann von ſeinem Lehramtein Sachen des Glau— 
bens die politiſchen Dinge unmöglid trennen” (in 
der Allokution vom 9. November 1903, Germania 13. November 1903). 
— Dieſe Grundſätze hat Pius X. denn auc bisher energiſch vertreten. 
So heißt es in jeinem Motu proprio vom 15. Dezember 1903 über Die 
ſogenannte chriftliche Demokratie: „In Erfüllung ihrer Aufgabe hat fich 
Die Hriftliche Demokratie in jtrengiter Abhängigkeit von der Firchlichen 
Behörde zu halten, indem fie den Biſchöfen und ihren Organen volle 
Unterwerfung und Obödienz leiftet. Es ijt fein verdienftlider 
Eifer, nod verrät es echte Frömmigkeit, wenn man 
auch an ih ſchöne und gute Dinge ohne Genehmi- 
gung des zuftändigen Oberhirten unternimmt... 
Die katholischen Schriftjteller müfjen in allem, was die religiöfen Suter: 
een amd das Wirken der Kirche in der Geſellſchaft berührt, völlig, —* 
mit Verſtand und Wille, wie überhaupt alle Gläubigen ihren 
Biſchöfen und dem römiſchen Pontifex unterſtehen“ (nad) Goetz, Kleri— 
kalismus und Laizismus, Frankfurt a. M. 1906, S. 54). Und damit ja 49 
niemand ſich etwa einbilde, die Sache ſei nicht ganz jo gefährlich, wie es | 

den Anſchein habe, oder ginge ihn perſönlich nichts weiter an, hat Pius X. 

ausdrücklich verordnet, daß die 19 Fundamentalnormen für die chriftliche 

Volksaktion, die „für alle Katholiken die dauernde Richtſchnur ihrer 

Haltung“ bilden jollen, „an alle katholiſchen Komitees, Gejellihaften und 
SETEME jeglicher Art gefendet werden. Dieje Vereine müſſen fie an ihren | 
Sitzen anſchlagen und bei den Verſammlungen oft zur Verleſung bringen. vi 
Bir derorönen überdies, daß die katholiſchen Journale fie vollinhaltlic) | 
veröffentlichen und die Erklärung abgeben, diejelben zu beachten; fie jollen 
diejelben gewiſſenhaft beobachten; mwidrigenfalls find fie ftrenge zu er: 














































4) Deutjcher Merkur 1887, ©. 58. 
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r Mahnung ji nicht fügen, jollen jie 
' si (Germania 19. Dezember 


mahnen,. und wenn jie nad) erfolgte 
von der firhlichen Behörde verboten werden 
1903). | Kup Be 
Man fieht, Pius N. nimmt es ernjt mit dem [prud), bas_ gang 
öffentliche Leben, in diefem bejonderen Fall vor allem die ganze Soziale 


Anſpruch, Das ganze 


politik, unter die Botmäßigkeit der römiſchen Hierarchie au See N 
ijt in der Tat der genaue Ausdruck ſeiner — —— * A 
päpftlihe Sausprälat und Ehrendomherr Dr. Karl * vie ki 1a es 
Schrift über den Ultramontanismus S. 20 BEL. 2 q ” — 
in Kraft unmittelbar göttlichen Rechtes in ‚die men] I ) De 
eintritt, iſt fie bejtimmt, die Ideen ihres göttlichen — zu J 
Daher muß die natürliche Geſellſchaft ver 5 Y | 5 
unddes Staatesvonder Kirche vernehmen — — u p = 
fangen, weldes Die ſie betreffenden EN Ari. te “ 
Chrifti jind, und muß der Ki ide ft eie kocn { un d 
volle Wirkſamkeit laſſen, dieſe Abſichten zu 6 * Darẽ 
aus folgt, daß jede Löſung der ſozialen Fragen Oo hie die Aa ea 
den Abfihten und Anordnungen Chriſti nicht entjprechende, jondern vie | 
mehr widerjprehende Sache ift; ferner daß jede 0 | u — es 
jozialen Fragen, welche gegen dDiestirde | 4 yridtet, 
eine Verjündigung an der Menjhheit jelbjt vjt ‚ die 
dadurch, ftatt ihrem Elende entzogen zu werden, nur tiefer hineingedrängt i 
wird; die ftatt zum ewigen Vaterhaufe zurückgeführt zu — in eine 
endloſe Wüſte hinausgedrängt wird, daß endlich jede % öjung De 
jozialen Fragen ohne oder gargegen die Kirche da—— 
Strafgeridt Gottes über die Menjhheit herab 
sieben muß. Die jozialen Fragen müſſen aljo auf „ultramontanen = 
Boden, d.h. mit der Kirche umd mit dem Fapite gelöjt werden. Ser 
diefem Sinne jchreibt der jetzige hl. Vater Pius N. in jeinem erjten Rund⸗ 
ſchteiben: Wenn man von Uns eine Deviſe verlangt, die ‚Unjern Willens 
fundtut, jo fann es feine andere jein, als Instaurare omnia in Christo = 
g uern in Ehrijtus”. — j 
— iſt — deutlich. Und wenn hier auch bereits Dex 
Staat unverblümt als Höriger der Kirche in Anſpruch genommen 
wird, ſo wird das nach dem Vorhergehenden niemand wundernehmen: die 
verjchiedenen angeführten Kumdgebungen Leos NIIT. und Pius’ X. warerg 
doc fajt ausnahmslos auf denjelben Ton geſtimmt. Doch dürfte es jich 
empfehlen, die Herrſchaftsanſprüche dev Kirche dem Staat gegenüber oc, 
befonders zu beleuchten, da gerade das Tür die richtige Erkenntnis Der 
Abſichten Roms von ungemeiner Wichtigkeit iſt. 
Es läßt ſich aus vielerlei feierlichen Kundgebungen der Päpſte 
der Hare Beweis dafür führen, daß ſich Die Stellung Noms zux 


walt jeit Gregors VII. und Bonifaz' VIII. Zeiten, abgeſehen 
ee — Modifikationen, nicht im geringſten geändert hat, 
Ka, im Grunde nimmt Nom heute ven einzelnen Staaten gegenüber eine 
im Prinzip gefejtigtere Stellung ein als je zuvor. 


Daß der Staat Der 








Kiche in irgendwelcher Hinſicht etwas zu jagen babe, wird weit ab: 
gelehnt. Die vom Staat beanjpruchte sirchenhoheit iſt nach Auffafjung 
ver römischen Kirche geradezu ein Undina. Leo XIII. nimmt zur Kenn— 
zeichnung des richtigen Verhältnifies von Staat und Kirche den Vergleich 
Gregors VIII. als durhaus zutreffend wieder auf, wonach die weltliche 
Gewalt erjt durch die geiftlihe Gewalt Dajein, Wejen und Tätigkeit 
erhält, genau ebenſo wie der Leib durch die Seele. Die Kirche iſt ihm 
„nach ihrem Weſen und Recht eine vollkommene Geſellſchaft. Wie das 
Ziel, das die Kirche anſtrebt, weitaus das erhabenſte iſt, jo iſt auch die‘ 
ihr innewohnende Gewalt hervorragend über jede andere”. Dement: 
ſprechend bezeichnet es Leo als - „ein höchſt ungerechtes und unbedachtes 
Beginnen, die Kirche in der Ausübung ihres Amtes der politiichen Gewalt 
unterwerfen zu wollen. Dies hiehe die Ordnun g umkehren, 
Indem man das ÜUbernatürliche dem Natürliden 
unterordnet” (Hundjchr. Immortale Dei v. 1. November 1855, 
Herderſche Ausg. S. 38). Der Staat ift nanlich nur eine natürliche 
vollkommene Gejellihaft, während die Stiche eine übernatü rliche 
vollkommene Geſellſchaft, alſo vermöge ihres höheren Zweckes dem Staat 
übergeordnet ift. „Die Unterordnung der bürgerlichen Gewalt unter die 
firchliche entiprinat aus dem Vorrange des Prieftertums über den Staat, 
nit Rückſicht auf den höheren Nana der Beſtimmung des einen gegen die 
des andern. So hängt die Autorität des Staates von derjenigen Des 
Priejtertums ab, wie die menschlichen Dinge von den göttlichen, wie die 
weltlichen Dinge von den geistigen abhängen” (Staatsjefretär Antonelli 
in Pius' IX. Auftrage an M. Chigi am 19. März 1870, bei Hoensbroech 
Mod. Staat und römiſche Kirche, 1906, ©. 36). 

Daraus ergibt ſich unmittelbar, daß die Kirche jich in die An— 
gelegenheiten des Staates einmifchen kann, wie in der Septennatsfrage, 
Ja, daß fie Stantsgejehe ohne weiteres für ungültig erklären kann, wie 
es Pius IX. mit dem öfterreichiichen Staatsgrumdgejeg von 21. Dezember 
1567 und den preußijchen Maigejegen befanntlich getan bat. Vielleicht 
iſt es doch nüßlich, dieſe päpſtlichen Kundgebungen hier anzuführen. Das 
oöſterreichiſche Staatsgrundgeſetz wurde von Pius IX. in feierlicher Allo— 
kution am 22. Juli 1868 folgendermaßen abgetan: „. . . aus unſerer 
apoſtoliſchen Machtvollkommenheit verwerfen und verdammen wir die er— 
wähnten Geſetze und alles Einzelne, was, ſei es in diefen, jei es in 
andern zum Recht der Kirche gehörigen Angelegenheiten von der öfter: 
reichiſchen Negierung oder von irgendwelchen Unterbehörden verordnet, 
vollführt und irgendwie unternonmen worden ift, und wir erklären aus 
der gleichen apoftolifchen Machtvollkommenheit, daß die Gejege jelbjt mit 
allen ihren Folgen vollfommen nichtig und kraftlos gemejen find und 
bleiben jollen” (nach dem Iateinifchen Tert bei Mirbt, a. a. O. ©. 371). 
Bon ven preußischen Maigeſetzen aber erklärte Pius IX. in jeiner 
Enzyklika Quod nunquam vom 5. Februar 1875, daß ſie „nicht 
freien Bürgern gegeben ſeien, um einen vernünftigen Gehorſam 
zu fordern, Jondern Sklaven auferlegt jeien, um den Gehorſam durch 
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reckens Gewalt zu erzwingen“, darum jeien jie „ungültig, da jie 
ve Sr llicen Einrichtung ber Kirche völlig zuwider ſind“ (bei „Goch 
a.a.0. ©.125). Der Papſt kann jogar Könige abjegen und die Völker 
ihrer Untertanenpflicht entbinden, ein „Recht“, das noch Pius 1X. für 
ſich in Anſpruch genommen hat. Pius IX. lehnt zwar in ſeiner Antwort 
auf eine Ädreſſe der „Römiſchen literariſchen Geſellſchaft“ die Herleitung 
diejes „Rechtes“ aus der Unfehlbarkeit ab, mit der es nichts zu tun habe; 
„wohl aber entjpringt es aus ver Yutorität des Tapites A Und nicht 
nit einer Silbe verwirft er dies angeblihe Recht als wiverchriftlich ; wohl 
aber klingt ein leifes Bedauern durch jeine Worte hindurch, daß die Heiten 





des Glaubens, „die in dem Papſte ehrten, was erijt, d. h. der höchſte 


Richter der Chriſtenheit“, vorüber ſind (ogl. Hoensbroech a. a. O. — 11f. 
Wie weit dieſe Anſprüche gehen, mag man aus der Bemerkung des Jeſuiten 
Wernz in ſeinem Jus Decretalium erſehen, wonach die Kirche ganz und 
gar nicht verpflichtet iſt, die ſtaatsgeſetzlichen Vorſchriften, die ſich auf die 
jiherheitlihen und ſanitären Einrichtungen der Friedhöfe beziehen, zu 
beobachten (bei Goes, Der Ultramontanismus als Meltanfhauung, Bonn 
1905, ©. 126). — 
Der Staat hat dagegen der Kirche in ihre Angelegenheiten nicht 
hineinzureden, vielmehr hat er weitgehende Verpflichtungen gegen die 
Kirhe. So hat er ihre Drdnungen und Gejese anzuerkennen, ihnen auf 
bürgerlihem Gebiet Geltung zu verjhaffen, die Kirche jelbjt in ihren 
Rechten zu jhüsen und überhaupt jeine Machtmittel der Kirche, wo es 
erfordert wird, zur Verfügung zu ftellen. Was dem Staate in der Be- 





ziehung bisweilen zugemutet wird, auch in meuejter Zeit, dafür gibt es 


fein beijeres Beiſpiel, als die Tatjache, daß die Ultrantontanen Deutjchlands 
mit den Kardinal Ledochowski an der Spite mitten im Striege 1870/71 


an den preußiſchen Staat das Anfinnen jtellten, für die Wiederheritellung - 
des Kirchenſtaates einzutreten, und daß es ohne Zweifel in erjter Linie - 


die ablehnende Haltung der preußijchen Negierung gegen dies höchſt „zeit— 
gemäße” Verlangen gemwejen ift, die das neue deutſche Neich in Die 
jchweren Tirchenpolitiichen Kämpfe der jiebziger Jahre mit ihren ver- 
hängnisvollen Folgen verjtrickt hat.) 

So wird man jagen dürfen, daß der vor wenigen Jahren verftorbene 
Jeſuit Liberatore in der Tat die Auffajjung der fatholiichen Kirche über 
das Verhältnis von Staat und Kirche — er braucht natürlich, wie alle 
römiſchen Schriftfteller, jtet3 die umgekehrte Folge: Kirche und Staat! — 
wiedergibt, wenn er ausführt: „Mag man dew Staat erheben, wie man 


will, mag man jeine Hoheit noch jo jehr jteigern, feine Unterordnung 


unter die Kirche kann nicht in Abrede gejtellt werden. Alles, was 
den Menjhen angeht, muß von der Kirche geregelt 


1) Vgl. Fürjt Chlodwig zu Hohenlohe-Shillingsfürit, 
Denttoiehhafeiten, Zeipzig 1906, H, ©. 27f.; Bismards Gedanken und Gr- 
innerungen, 1901, II, Kap. 24; Goetz a.a.D. ©.219; Nip 
der neuejten Kirchengeſchichte, 3. Aufl., Elberfeld 1883, II, ©. 141 ff. 
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werden; der Soldat ijt in ihr mit jeinen Waffen, der Nechtögelehrte 
mit jeinem Nechtsfoder, der Schriftjteller mit jeiner Feder, der Profeſſor 
mit jeinem Lehrſtuhl, der König mit jeiner Krone, der Familienvater 
mit jeinem häuslichen Szepter, der Bürger mit feinen jozialen Beziehungen. 
Dem Bapjte müjjen die bürgerliden Herrider 
untergeordnet jein. Derjenige (der Rapft), der von Gott ein— 
gejebt ijt, um Völker und Könige, Individuen und Nationen zu richten 
und in deſſen Perſon eine Macht höchſten und göttlichen Ranges Fleiſch 
angenommen bat, kann nicht irgend einer irdischen Hoheit unterworfen 
yeu. Der Papſt ijt von Gott auf den Gipfel jeglicher Souveränität er: 
hoben. Die Ausübung der Autorität des politiihen Herrichers it dem 
Tapite unterworfen, jo daß er in Hinſicht des geiftlichen Zweckes fie leiten 
und zuweilen ihre Handlungen vorſchreiben oder verbieten muß. Der 
Papſt iſt der höchſte Richter der bürgerlichen Geſetze Die ganze 
Belt ift ein dem Papſte eigentämlich gehöriges 
Territorium; darum hat die h. Kongregation des h. Offizium durch) 
ein von Innozenz N. approbiertes Dekret den Sat als häretiſch verworfen, 
die Päpſte veröffentlichten Dekrete in einem ihnen nicht gehörigen Terri: 
forium, wenn fie ihre Bullen an Orten befannt machen, die der Herrichaft 
anderer weltlier Fürften unterworfen find. Alle Menſchen find 
Untertanen des Papftes, die Getauften aktuell, 
di e Ungetauften potenziell; daraus folgt für jeden Menjchen 
ein doppeltes Untertanenverhältnis. . . . Der weltliche Fürſt hört auch 
als Fürft nie auf, ein Untertan des Papſtes zu jein, noch hört die politifche 
Autorität des einen jemals auf, der geiftlichen Autorität des andern unter: 
georonet zu jein“ (La chiesa e lo stato, 1871). — Iſt's Wahnfinn, 
hat es doch Methode! Der Papſt als Herr der Kirche ift alſo tatjächlich 
Herr der Welt, und zwar ohne Einſchränkung. Nicht nur die Katholiken 
find ihn Gehorfam jehuldig, jondern auch die Nichtkatholiten, ob fie nun 
getauft oder ungetauft find. Allerdings befteht ja noch ein gewiſſer Unter: 
ſchied zwiſchen beiden Arten von Nichtkatholifen, doch nur zuungunften 
ver Getauften, der Keber, deren bewußter Ungehorjam ftrafwürdiges Ver: 
brechen ift. Es ſei nur erinnert an die immerhin etwas gar zu offenherzige 
Auslaffung des Jeſuiten Brors in der erften Auflage feines „Modernen 
ABC” (Verlag des Leohojpiz, Berlin 1902) unter Inquifition: „Ein 
Häretiker ift ein Menjch, der wiffentlich und gegen jein Gewiſſen vom 
wahren Glauben abfällt. Das iſt gewiß eine große Sünde, wofür er 
nach der hl. Schrift die ewige Höllenftrafe verdient hat. Werdient 
batein Säretifer alfoaud den irdifhen Tod.” Unter 
dem Druck der erregten öffentlihen Meinung hat der arme Pater die 
Stelle zwar in den folgenden Auflagen jeines Buches ausgemerzt, aber 
natürlich nicht aus feinem katholiſchen Selbitbewußtjein. Das wäre auch 
zu viel verlangt, da das Recht auf Beitrafung der Ketzer auch heute noch) 
in weiten Umfang aufrecht erhalten wird. Sollte doch jogar auf dem 
vatikaniſchen Konzil der Sab für ewige Zeiten feitgelegt werden: „Wer 
da jagt, von Chriſtus unfern Herrn und Erlöfer jei der Kirche nur die 
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Macht übertragen, durch Rat und Zuſpruch zu leiten, nicht aber durch 
Geſehe zu befehlen und die Irrenden und Widerſpenſtigen durch äußeres 
Gericht und heilſame Strafen zu zwingen und zurückzuhalten, der ſei im 
Banne“ (vgl. Goetz a.a.D. S. 142 1503. 

Die Heiden und Juden haben, im Unterſchied von den Ketzern, 
immerhin noch das privilegium ignorantiae (die Entſchuldigung durch 
Unkenninis) für ſich, freilich auch nicht für immer, denn es iſt „für 
alleMenjhen Piliht,ver Kirche ſich anzuſchließen, 
da ohne Zweifel jeder Menſchverpflichtet iſt, ven 
von Gott angebotenen Weg der Seligfeit zu be= 
treten, wenn diejer jih darbietet” (Eberle a. a. ©. 
SSH), . | 
Sedenfalls aber unterjtehen alle getauften Chrijten, auch die Ketzer, 
der Herrſch- und Strafgewalt der Kirche. Eben weil jie getauft jind, 
fing fie „auch an ſich zur Beobachtung des KHrijtlihen und kirchlichen Ge— 
jeßes verpflichtet und jind in allen ihren Handlungen, insbejondere in der 
Cheihliegung, dem kirchlichen Rechte unterworfen“ (Staatslerifon der 
Gorresgeſellſchaft, 2- Aufl. Band IT S. 847), und das, wie der Sejuit 
Mernz in jeinem Jus Decretalium ausdrüdlich hervorhebt, „nach gött— 
lihem Recht“, „aud) wider ihren Willen und ohne ihre Einwilligung“ 
(3. Bd. 1,113). Den gleihen Standpunkt vertritt denn auch die Berliner 
„Germania“ noch ganz neuerdings, wenn jie in ihrer wijjenjchaftlichen 
Beilage vom 17. Januar 1901 jchreibt: „Nach fatholijcher Lehre Tehlinat 


die hl. Taufe ein lebenslängliches Band um den Täufling und die Kirche, 


welches volljtändig nicht gelöft werden fann. Wenigftens teben 
auch die abgefallenen Häretifer unter der Gewalt 
der Kirhe, und darum dürfen fie auch, wie weiter ausgeführt wird, 
troß ihrer Trennung von der Kirche von diejer bejtraft werden, jelbjt 
mit dem Tode (S. 22 1): 

Cs war aljo nur die gleiche Grundanjhauung, der Pius IX. in 
jeinem Schreiben vom 7. Auguft 1873 an Kaifer Wilhelm I. Ausdrue 
gab, wenn er betonte, daß „jeder, welcher die Taufe empfangen bat, in 
irgendeiner Art und in irgendeiner Weiſe den Papſte angehört“ (bei 
Mirbt, Quellen zur Geſch. des Papſttums, 2. Aufl. S. 386). 

Solde Behauptung wird uns freilich nach den bisherigen Darlegunaen 
nicht mehr weiter verwunderlich vorfommen. Die katholiſche Kirch —— 
eben mit ihrem Anſpruch, die alleinſeligmachende zu ſein, zugleich auch den 
Anſpruch auf Alleinberechtigung in Staat uͤnd Sejellichaft. Das Prinzip 
der Gewiſſens- und gar der Kultusfreiheit ift ihr ein Unding. lie 


Gregor XVI. es in jeiner Bulle Mirari vos von 15. Auguft 1832 für 


„eine irrige und verfehrte, ja, eine wa ibige 

der ſchmutzigen Quelle des ndifferentismus nen Be a } 
tung” erklärte, „daß für jeden Menſchen als jelbit= 
eigenes Recht die Gewiſſensfreiheit beftehe” (Soens- 
broech a. a. O. ©. 152), jo verdammt Pius IX. in jeiner Enzyflika 
„Quanta cura“ vom 8. Dezember 1864 im Anſchluß an dieſen Ausspruch 
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Sorgangers die Behauptung, „zweifellos jei die Gewiſſens- und 


Wohle Teiheit ein jedem Menſchen zuſtehendes Recht, welches in jedem 
müffe“ get teten Staate durch Geſetz verfündigt und gejhüßt werden 
n I (Roenneke, Pius' X. Enzyklika und Syllabus, Gütersloh 1891, 
eye, Und auch Leo XIII. iſt nicht müde geworden, die Ausbreitung 
* 1 oteftantionus in Rom zu beklagen; ja, ev hat es lebhaft bedauert, 
in Non eine wirkſamen Mittel zur Ausrottung der Ketzerei, vornehmlich 
= Zur zur Verfügung ſtänden (Goetz, Leo XIII., Gotha 1899, 


*316 if.) 


des 
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ni. Tale verlangt Kom weitgchendjte Toleranz für ſich in prote— 
reihen J Ländern, während es gern auch die leiſeſte Spur von Religions— 
der Nr es jelbjt im Beſitze der Macht iſt. So bemerkt 
la >|. Schrader in jeiner Schrift „Der Papft und die modernen 
— E.Aufl., Wien 1867) mit Bezug auf Sat 77 des Syllabus: 5 
—— fordert der Papſt in ſolchen Staaten, in welchen bloß Katholiken 

en, die alleinige Herrſchaft der katholiſchen Religion mit Ausſchluß 
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en anderen Kultus“ (II, 40). Dagegen „muß eine proteftantifche Ne- | 
—5 ſchon von ihrem eigenen religiöſen Standpunkt, dem der freien J 
ne es ihren Untertanen anheimgeben, zu welcher von den chrift: 2 
c JErT ‘ ſie f afn I) i ı 7 | 
Neligionen fie fich befennen wollen“, und die fatholiichen Untertanen 


PT 


dürfen jelbjtverjtändlich „um jo mehr die volle Warität annehmen oder 
—— — I, wenn ſie einer protejtantijchen Jegierung und proteftantifchen 
SR 

» 1a, ) ganz dings noch im Zeitalter des Toleranz: 
Antrages mit dürren Worten auszujprechen. Im Novemberbeft der „Apolo— 
getiſchen Rundſchau“ (Trier 1906, II, 2. Jahrg.) läßt ſich M. Canus 
folgendermaßen vernehmen: wi 
Hr protejtantijche Regierung muß ſchon von ihrem eigenen reli— 
Nelin Standpunkte aus ihren Untergebenen anheimſtellen, zu welcher 
Religion ſie ſich bekennen wollen. Dies folgt als notwendige Konſequenz 
aus dem Prinzip der freien Forſchung.“ 
8 ——— kann eine Regierung dann nur ein beſtimmtes religiöſes 
„tennis allein billigen und dulden und jedes andere Bekenntnis aus: 
ſchließen, wenn ſie ganz ſicher iſt, daß ihre Religion die einzig wahre und 
richtige iſt. Doch wer bürgt dem proteſtantiſchen Staate dafür, daß zum 
er die lutheriſche Lehre die einzig richtige ift? Etwa eine Autorität 
i“ gen Gebiete? Doc) eine jolche erkennt man ja nicht an. Aus 
allein ein kann aber eine Negierung dieje Überzeugung nicht gewinnen; 

ein unfehlbares Lehramt kann ihr dieſe Garantie bieten.” 
Ar Dan verlangt aljo, daß der Proteſtantismus auf Grund feiner Prinz: 
zipien ſelbſtverſtändlich allezeit Toleranz übe. 
— Umgekehrt aber will man ultramontanerjeits von einem katholiſchen 
Staate die politiiche Toleranz nur dann geübt wiſſen, wenn fie fih abſolut 
nicht mehr vermeiden läßt, ohne daß der Staat großen Schaden davon 
nähme. Das ift der Grundgedanke der folgenden Ausführungen: 
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ein ausführliches Programm zur Verwirklichung dieſes bisher nur in der 


dr — 
iz S yerichiedenen Religionsſyſtemen 

„Kann nun ein katholiſcher Staat den verſch eine menn HI 
volle Freiheit gewähren in ver Ausübung ihrer Bekenntniſſe, wenn dieſe 


einmal jejten Fuß gefaßt ‚haben in ihrem Machtgebiete? Diese Stage 
it in den meijten Fällen entjchieven zu bejahen; dann darf und muß 


’ ’ = Far cyı 
er jie dulden, wenn ihre Verweigerung ohne grofe Nach— 


teile für das Gemeinmwohl nit mehr möglich iſt.“ J 

„Der katholiſche Staat erkennt, wie das von ſelbſt klar iſt, als einzig 
wahre Religion die römiſch-kathohiſſche Kirche an und daher 
auch dieje Kite al die einzig berechtigte. Aus ſich h aben 
die nicht kaätholiſchen Bekenntniſſe fein Daj eins: 
recht. Nihtsdejtoweniger iſt auch in einem katholiſchen Staat die poli— 
tiſche Toleranz oder gar die Rarität afatholiiher Neligionen beut: 
zutage rat ſam, ja meift geradezu notwendig, um das Wohl des Staates 
zu wahren. Und in einem jolhen Kalle ift die Toleranz geboten. Wie 
die Theologen allgemein Iehren, ift dann die politijde Toleranz 
erlaubt, wenn Die Gewährung der Neligionsfreibheit 
mehr Nugen als Shaden oder umgekehrt die Verweige— 
rung mehr Schaden als Nutzen bringt. Dort, wo einmal dieſe bürgerliche 
Gleichſtellung mehrerer Bekenntniſſe duch Verfaſſung, Gewohnheit vder 
jonftige Verträge gewährleiſtet ift, wird es auch noch eine Pflicht der Treue 
und Gerechtigkeit, dieſe zu achten.” Das heißt: Der Rrotejtantisnus 
übt Toleranz als notwendiges Prinzip, der Katholizismus Dagegen nur alg 
notwendiges Übel. 

Es trifft alſo in der Tat genau zu, was Goetz mit Bezug darauf aus— 
führt: „Demnach verwirft der Ultramontanismus in katholiſchen Yändern 


für den Proteftantismus die Kultusfreiheit auf Grund der ultramontanen - 


Lehre, für den Katholizismus beanfprucht er fie in proteſtantiſchen Ländern 


auf Grund der proteftantischen Prinzipien; erſtere ijt ihm eine verwerfliche, 
b So jagt z. B. auch Nuffoni ° 
>. 230°: „Es iſt Eat, daß es eine Freiheit des Kultus gibt, die nicht ver- 


legtere eine lobenswerte Kultusfreiheit. 


dammt und aud nicht zu verdammen iſt. In nichtkatholifchen Ländern 
3. ©. it die Steiheit des Kultus eine qute Sache, fie ift ein Schritt zur 
Wahrheit, in katholiſchen Ländern dagegen, wie Spanien, ift fie ein Schritt 
sum SSerlum Kb daher emas fehr Schlimmes“ (Goch a. a.D. &. 238), 

Rad) alledem wird man zuſammenfaſſend jagen dürfen: Noms lebtes 
und höchſtes Ziel ift in der Tat die abjolute und unumſchränkte Weltherr- 


Ihaft. Es erjtrebt eine völlige Verfichlichung der Welt unter der unfehl= 


baren Zeitung einer alles umfafjenden, alle Gebiete des Lebens umſchlingen— 
den Hierarchie, deren Allgewalt alle ohne Ausnahme, auch Fürften und 
Könige, Keber und Ungläubige, gleichermaßen unterworfen find. 

Und man wird dem hinzufügen müſſen: Es ift Nom niemals ein- 
gefallen, dies jein Endziel vor der Welt geheim zu halten. 


gezählten Kundgebungen bis in die neuejte Zeit hinein Laut md öffentlich 
jeinen Anſpruch auf Weltherrſchaft geltend gemacht. Ya, om Hat jogar 
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Theorie vorhandenen Anſpruchs aufgeſtellt und darin unter ſchärfſter Be— 
tonung des Endzieles die einzelnen Etappen auf dem Wege zum Ziel deutlich 
hervorgehoben. Das iſt ver Syllabus Rius’ IX. im Zuſammen— 
bang mit der Enzyklika „Quanta cura“ vom 8. Dezember 1864. 

Man mag ja über die Autorität des Syllabus für den einzelnen Katho: 
lifen und den Grad der Verpflichtung, die er dem Släubigen auferlegt, 
geteilter Anſicht fein, obwohl das nach den napgebenden Äußerungen 
Pius’ IX., Leos XIII. und anderer Autoritäten über ihn für qute Katho— 
lifen eigentlich nicht mehr qut möglich iſt. 

Erklärte doch Pius IX. am 17. Juni 1867 vor etwa 200 Biſchöfen: 
„In Eurer Gegenwart beſtätige ich jetzt ſowohl die Enzyklika „Quanta 
cura“ als auch den Syllabus, und biete lie Euch aufs neue als Maß: 
ſtabfür die kirchliche Lehre dar.“ (Rönneke, Pius' IX. Enzyklika 
und Syllabus, S. XIIf.) 

Desgleichen hat Leo XIII. in ſeiner Enzyklika „Immortale Dei“ 
gejagt, die einzelnen von Pius IN. in Laufe der Zeit verdanmten Sätze 
jeien deshalb im Syllabus zufanmengeftellt, „damit die Statholifen etwas 
hätten, wonach fie ſich richten könnten, ohne Anſtoß zu geben” (ebenda!), 
und an den Bijchof Dubert von Reriqueur Ichreibt er wenig jpäter 
(27. Juli 1884): „Die von diejem heiligen Stuhle ausgehenden Unter: 
weilungen, welde im Syllabus und anderen offiziellen 
Aktenſtücken unjeres Vorgängers wie in unjeren eigenen Enzykliken 
enthalten find, tun den Gläubigen auf Have Weiſe fund, welches ihre Ge— 
ſinnungen und ihr Wandel in den ſchwierigen Lagen der Zeiten und Dinge 
jein müffen; bier werden fie eine Richtſchnur für ihren 
Geiſt und ihre Werke finden“ (Rönneke a.a.D. S. XI). 

Kardinal Fiſcher endlich nannte den Syllabus in dem Paſtoralſchreiben 
von 19. März 1903 den „Prüfftein unferer Zeit, Durch Den 
unterſchieden wird, was mit der Fatholifhen Wahrheit übereinſtimmt oder 
ihr widerſpricht“ und bedauerte höchlich, daß einige katholiſche Schriftiteller 
gewagt hätten, „die Kraft und Autorität dieſes ſehr wichtigen Dokumentes 
dverwegen zu vermindern oder zu bejeitigen” (Goeb a.a.D. ©. 54;.vgl. 
auch Hoensbroech, Der Syllabus, jeine Autorität und Tragweite, 1904). 

Selbjt wenn man diefen Außerungen gegenüber, die deutlich genug 
Gehorſam fordern, betonen wollte, der Syllabus ſei nicht als unfehlbare 
Entſcheidung ex cathedra erlafjen, jo macht das doch für die Wertung 
des Syllabus als Programmſchrift der römiſchen Weltherrſchafts— 
beftrebungen nicht das geringjte aus. Ob und wieweit der Fatholiiche Chriſt 
verpflichtet ift, die Syllabusſätze zur Richtſchnur feines Handelns zu 
Machen, kann uns aleichgültig jein gegenüber der Tatjache, daß die offizielle 
Kirche hier klipp und klar und oͤhne Umſchweife ihre Forderungen an 
Staat und Geſellſchaft ſtellt. Und daß all dieſe Einzelforderungen ſchließ— 
lich nur abzielen auf Noms Weltherrſchaft, kann auch dem blödeſten 
Auge nicht entgehen, wenn man ſich nur einmal vergegenwärtigt, in welchem 
Zuſtand ſich die bürgerliche Geſellſchaft nach vollſtändiger Durchführung 
ver im Syllabus geltend gemachten Anſprüche Noms befinden müßte. 
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Rom verlangt im Syllabus — um nur einige der wichtigſten Punkte 
herauszuheben — die Anerkennung der katholiſchen Religion als allein: 
berechtigter Staatsreligion unter Ausſchluß aller anderen Kulte (Satz di 
79), verwirft dementſprechend die Religionsfreiheit und predigt den 
Glaubenszwang (Sat 15-18) mit ſeinen äußerſten Konſequenzen; 
Inquiſition und Strafgewalt über die Ketzer (Satz 24 in Verbindung mit 
Sat 21); es beanjprucht ferner nicht nur völlige Unabhängigkeit der Kirche 
von Staat (Satz 19), ſondern auch Unterordnung des Staates unter die 
Kirche (Sat 42 und 43). Daraus ergibt ſich unmittelbar die Verwerfung 
des jogenannten landesherrlihen Plazet für kirchliche Verfügungen 
(Sat 28) und der Berufung an den Staat wegen Mißbrauchs der kirch— 
lichen Gewalt (Sat 41), ſowie die Forderung der Immunität dev Kirche 
und der kirchlichen Perjonen, d.h. deren Befreiung von aller weltlichen 
Gerichtsbarkeit, von Steuern, öffentlichen Zajten und Kriegsdienſt (Zab 30 
— 32). Vor allen Dingen aber erhebt Nom im Syllabus Anſpruch auf 
das gejamte Schulwejen, von der Volksjchule bis zur Univerſität, und 
[ehnt insbejondere das Staatsjhulmonopol, den jtaatlihen Schulzwang 
und die ftaatlihe Beaufjichtigung des theologiihen Studiums als un— 
berechtigt ab (Sat 45—48); desgleihen verwirft es die Zivilche, erkennt 
[ediglih die tridentiniſche Form der Che als gültig an und beanjprucht 
das ganze weite Gebiet der Chegerichtsbarkeit für jih allein (Sat 65 — TH). 
Nimmt man endlich noch hinzu, dag der Syllabus nur eine römijch ab: 
geftempelte Wijjenjchaft gelten läpt (Sat S—14, 22), jo wird man dem 
abſchließenden Urteil von Goetz beipflichten müſſen: „Der Syllabus ijt ver 
feierliche Abjagebrief an die ganze nichtultramontane Welt; alle jtaatliche 
und bürgerliche Kultur, unbejchadet der Richtung, der fie fich zuneigt, ver- 
dammt er, joweit fie nicht ultramontan ift” (a.a.D. ©. 277). 

Sp weiß nun aljo jedermann, woran er mit Nom ift, könnte es 
wenigftens wiljen — durch Nom ſelbſt. Wenn trogdem jo vielfältig Klagen 
[aut werden über Noms Hinterhaltigfeit und Unzuverläjjigkeit, jo iſt das 
(ediglich die Folge einer verhängnisvollen Selbjttäufchung, der man ſich — 
vornehmlich in führenden politiihen Kreifen — Über Noms Abfichten hin— 
zugeben pflegt. Denn daß gerade diejenigen, die berufsmäßig mit Rom 
zu tun haben, jo wenig über Noms eigentliche Ziele unterrichtet ſein 
jollten, wie es manchmal — nad den Unbegreiflichkeiten unjerer Kirchen— 
politif zu urteilen — den Anjchein Hat, iſt doch nicht anzunehmen. Es 
will mir vielmehr ſcheinen, als ob die Auffaſſung Niebuprs von der 
„Iinfenden Macht des Papſttums“, der man den herkömmlichen Kurialſtil 
getroſt zugute halten dürfe, auch heute noch vielfach als eine unglückſelige 
Erbſchaft in Diplomatenköpfen herumſpukt. Val. Nippolds Handbuch Der 
neueften Kirchengefhichte, Elberfeld 1883, Bd. 2, 846, dazu bejonders 
im literariſch-kritiſchen Anhang S. 834 ff. wo der verhängnisbolle Irrtum 
Niebuhrs vortrefflich gekennzeichnet wird, wenn es u. a. heißt: „Über der 
zwar äußerlich wiederhergeſtellten, aber von Anbeginn tief erſchütterten 
weltlichen Macht wurde die Bedeutung der geiſtlichen derart überſehen, 
daß ſelbſt ein Ranke den Diplomaten in dieſem Grundirrtum nach— 
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folgte. . . . Ebenjo jchien ihm (Niebuhr) ein Vertrag mit zweideutigen 
Ausdrücken völlig in Ordnung, wenn der Unterhändler der Kurie nur 
heimlich (wohl mimdlich?) die Nichtausführung der bedenklichen Punkte 
verſprach. So galt ihm ſogar die geiſtliche Gerichtsbarkeit „nach den jetzt 
geltenden Kirchenſatzungen“ für aanz unverfänglich. Daß dieſe „jebt 
geltenden Satzungen“ alle Anſprüche der Bulle Umanı: sanetam ein: 
ſchloſſen, lag außer ſeinem Horizont. . .. Befreiung der Geiſtlichen von 
der weltlichen Gerichtsbarkeit und Ausdehnung der geiſtlichen Gerichtsbar— 
leit auf das bürgerliche Gebiet, Strafbarkeit der Keher und Ungültigkeit 
der von der Kirche nicht anerkannten Ehen und Eheicheidungen, Zenſur 
und Bücherverbot, unbeſtrittene Vermehrung der Güter der toten Hand 
und volle Abhängigkeit der Schule von Klerus - - überhaupt alles, was 
die Kurie in ihrem Intereſſe verlangte, erſchienen Niebuhr wohl gar als 
die beſten Heilmittel des Staates gegen die Revolution.“ | 
WVielleicht iſt's auch die ganze Ungeheuerlichkeit der römiſchen Anz 
ſprüche, die nüchterne Nealpolitifer öfter, als qut ift, dazu verführt, ſich 
hf einen verächtlichen Achjelzuden über fie, als nicht ernftzunehmende 
Selleitäten hinwegzuſetzen. Aber es gibt nichts Verkehrteres, als das. 
* lann Rom mit ſeinen Forderungen gar nicht ernſt genug nehmen. 
venm Kon ſelber nimmt es durchaus ernſt damit. Mit zäher Ausdauer 
hält es an einen Zielen feſt und wird nicht müde, fie, wo es irgend angebt, 
zu verwirklichen. Die ganze Geſchichte der katholiſchen Kirche während 
des 19. Jahrhunderts iſt im Grunde nichts anderes als eine Geſchichte 
der ſchrittweiſen Verwirklichung ihrer maßlojen Anſprüche.) Wohl hat 
Kom in einem Kampf um die Weltherrichaft während des vergangenen 
Jahrhunderts manche Schlappe erlitten, aber wer das Nom am Anfang 
065 19. Sahrhunderts mit dem des beginnenden 20. Jahrhunderts vergleicht, 
muß doch, wenn er nicht völlig mit Blindheit aejchlagen ift, zugeben, daß 
es durch alle einzelnen Niederlagen hindurch in manchen Ländern ſeinem 
Ziel merklich näher gekommen iſt. Und dieſe ſeine Erfolge verdankt 
Rom in erſter Linie der eiſernen Konſequenz, mit der es allezeit ſein 
letztes Ziel im Auge behalten hat, um ſo der vielfach ſchwankenden, grund— 
ſatzloſen, von der Hand in den Mund lebenden Kirchenpolitik der einzelnen 
Staaten ein wertvolles Beuteſtück nach dem andern abzuringen. 
Das 19. Jahrhundert iſt ja — kirchenpolitiſch angeſehen — recht 
gentlid) die Zeit der Stonfordate. Und hier haben wir das Gebiet, auf 
N Nom jeine glänzendſten Siege erſochten hat. Gewiß, die Konkordats— 
* iſt J hoffentlich für immer! — vorbei, obwohl noch eine ganze Reihe 
Konkordaten in Kraft iſt. Dennoch kann uns eine genauere Unter— 
ae der einzelnen von Nom abgejchlofjenen Sonkordate zur beſſeren 
, MS von Roms Zielen wejentliche Dienfte, leijten, in zwiefacher 
Hinſicht: Einmal kann man aus diejen Konkordaten, zumal aus den mit 
1) Vgol. Sell, Die Entwidelung der katholiſchen Kirche im 19. Jahr— 


hundert, Leipzig 1898; Nippold, Handbuch der neueiten Kirchenge chichte, 
3. Aufl. Elberfeld 1888, Br : ’ ] yengeichic) 
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ſtrengkatholiſchen Staaten abgejhlofjenen, erjehen, was Nom da, wo && 
die Macht dazu hat, durchzuſetzen entſchloſſen iſt. Sodann aber lehren ji 
uns mit aller nur wünjhenswerten Deutlichkeit, daß Noms Anſprüche nicht 
bloß, wie man uns jo gern glauben maden möchte, theoretiichen Werk 
haben, jondern, daß fie dazu bejtimmt jind, in die Praris ungejegt zu 
weroen, und zum quten Teil auch vielfach praktiſch wirkſam geworden find 


2. Roms Ziele in dev Vraxis (beionders in jeinen Konforönten), 


Schon allein die Tatſache, daß es Nom gelungen ift, im Laufe des 
19, Jahrhunderts fajt mit allen Kulturitaaten, in denen überhaupt Fathos 
liche Kirchen vorhanden waren, Konkordate zu ſchließen, bedeutet einem 
ſtarken Erfolg der römischen Anſprüche. Es liegt darin jeitens des Staategg 
die Anerkennung der Kiche als einer gleihberehtigten Macht, mit der ein 
Vertragsverhältnis einzugehen auch der jeiner Macht wie nie zuvor bee 
wußte Staat nicht für unter feiner Würde hält. Denn das Stonfordat %y 
iſt ſeiner Form nah ein völferrehtliher Vertrag zwiihen zwei gleich 
gejtellten Kontrahenten, die über die Anſprüche des einen an den ander 
Vereinbarungen treffen. Die Kirche fteht aljo beim Konkordatsichluß dem 
taate zum mindejten als ebenbürtige Partnerin gegenüber. Ich jagez 
„zum mindeſten“, denn in Wirklichkeit erhebt fie den Anjpruch, mehr zw 
ſein. Rom hat die günſtige Lage, in die es durch das Entgegenkommen 
der einzelnen Staaten gelangt war, gründlich auszubenten verjtanden, 
Kaum jah es fi) als vertragſchließende Macht anerkannt, als es auch Ihom 
hinfigtlih der Verpflichtungskraft der einzemen Verträge einen großen 
Unterſchied zwiſchen ſich und dem Staate ſtabilierte. Dem Staate Jollte 
es danach in Feiner Weije gejtattet jein, einjeitig von dem einmal ges 
ſchloſſenen Vertrage zurüczutreten (Sa 43 des Syllabus); die Kirche 
dagegen nimmt für ſich das Recht in Anſpruch, unter veränderten Ume” 
ſtänden die Verbinplichkeit des Konkordatsvertrags einfach aufzuheben, 
„alle kkatholiſchen Schriftſteller) ſſimmen darin überein” — jo jehreibt der 
ölner Generalvifar Dr. Kreugwald im Staatslexikon 1112, 670 —, „daR 
der Vertrag (zwiſchen Staat und Siehe] die ſtillſchweigende Stlaujelz- 
„rebus Sic stantibus‘“ enthält, daß jomit die Kir che nicht bloß 
berechtigt, ſondern verpflichtet wäre, die gemach 
Konzeſſionen zu widerrufen, ſobald dieſelben Dem 
Seelenheile der Gläubigen zum Nachteil gereichen würden.” Danad) iſt 
alſo von einem Vertrag im eigentlichen Sinne überhaupt nicht mehr die 
Nede, und die Eonjequenten Vertreter des römiichen Syftems, denen jich 
Pius IX, in jeinem Breve vom 19. Juni 1872 vorbehaltlos anjchlieht, 


———— —————— 
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3. Sr. Schulte, Das fathol. Kirchenrecht, 1. Teil, Gießen 18603 
Be berg, Lehrbuch des fathol. u. evang. Sicchenrechts, 4. Aufl., Leipzig 
ne oensbrsech, Der Sylabus jeine Autorität u. Tragweite, ©. 98 ff., 
derſ., Modern. Staat u. rom. Kirche, ©. 122 55; Kreußmwald, „SKonfordate“ 
un. Staatslerifon der Görresgejellihaft; Mirbt, Sonkordate  ıı. 
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haben durchaus recht, wenn ſie an Sielle dieſer ſogenannten Vertrags: 
theorie über die Konkordate die Privilegientheorie ſetzen. Denn da die 
Kirche — das ijt die Meinung — über dem Staat ſteht, jo kann zwiſchen 
ihnen als zwei nicht gleichberechtigten Partnern auch Fein wahrer Vertrag 
zujtande fonımen. Die Konfordate find darum nur Indulte, widerrufliche 
Privilegien, die die Kirche dem Staat „als Zeichen bejonderen Wohlmwollens 
der Stiche” (Wernz S.J., Jus Decret. L, 222 auf jein Anſuchen erteilt, 
aber natürlich jederzeit wieder zurücnchmen kann. Der Staat dagegen 
bleibt dadurd unter allen Umftänden gebunden, jelbjt wenn die Kirche Die 
ihm erteilten Privilegien zurückgenommen bat, da er zu dem, was er in 
vent Konkordat verjprohen hat, als Untertan der Kirche ohnehin ver- 
pflichtet ift (val. Hoensbroechs Auszüge aus katholiſchen Schriftjtellern 
in diefer Frage a. a. O. S. 98 ir): 
Diejer Theorie entſprechen denn auch die von Pius IX. und Leo XIII. 
abgejchlofjenen Konkordate) in jeder Beziehung, nac) Form und Inhalt. 
Es jei hier zunächjt nur erinnert an die in den meisten Konkordaten immer 
wiederkehrenden Phraſen: Seine Heiligkeit gejtattet mit Nückjicht auf 
die Zeitverhältniffe, Der heilige Stuhl verhindert es nidt, 
timmt zu (permittit, haud impedit, consentit) u. dergl. Sa, in 
vem Konkordat mit Ecuador vom Jahre 1881 begegnet uns in Art. VILL 
ſogar die föftlihe Wendung: „Mit ücjicht auf die Umstände und auf 
Bitte der Regierung von Ecuador (Acauatoris Gubernii 
petitione) Dindert der heilige Stuhl es nicht, daß . ..“, 
und das Inhaltsverzeichnis fügt unter causae eiviles zum bejjeren Ber: 
ſtändnis Hinzu, das, was der hl. Stuhl bier nicht verhindert, geſchehe mit 
jeinevr „gütigen Erlaubnis (benigna concessione). Aber 
auch noch in den Nachtragskonkordat mit Columbia vom Sabre 1892 heißt 
es in Art. 2 ganz ähnlich nad) Anführung von mancherlei Gründen, Die 
ven HE. Stuhl zu feiner ungewöhnlichen Nachgiebigkeit beftimmt haben: 
„er ſchlägt es nicht ab, daß . ..“ (non abnuit, quominus). 
Hier iſt es alfo Ereignis: der Staat nimmt demütig und dankbar 
aus der Hand der Kirche hin, was fie in ihrer hohen Gnade ihm an 
Konzeſſionen zu erteilen für qut findet. Was er erreicht, find Indulte, 
Privilegien, deren er leicht verluftig gehen kann, wenn er jich nicht ent: 
Iptechend verhält. | 
„. Und in diefer anmahlichen Haltung haben moderne Staaten, hat ſogar 
Oſterreich die römische Kurie beſtärkt. Denn die Annahme der jo ge: 
talteten Konkordate durch die einzelnen Staaten bedeutet doch nicht mehr 
und nicht weniger als die Anerkennung des Anſpruchs Noms, die Gebieterin 
ver Völker zu fein. 
Bann = 
1) Sammlungen der Konkordate von Vincentio Nuffi, Conventiones de 
rebus ecelesiasticis inter S. sedem et civilem potestatem variis formis initae ex 
colleetivone Romana. Mainz 1870. Für die unter Leo XIII. abgeſchloſſenen Kon— 


fordate: Conventiones de rebus ecclesiastieis etc. sub pontificatu SSmi D. N. 


Leonis PP. XIII. usque ad diem 7. Nov. 1893. Romae, ex typographia Vati- 
cana. 1893. 


2 J ‘ % B 1, » ı 1.2 = ER * 
—VV —— EN N RT 








— 


—— — 





Aber vielleicht hat man ſtaatlicherſeits auch in diejen Hoytrabenben] 
Wendungen nur die herkömmliche Kurialſprache gejeben, die an ven An— 
ſprüchen auf Alleinberechtigung — wie Niebuhr ſich ausdrückte — für alle 
Zukunft feſthalte, die man aber mit in Kauf nehmen müſſe, wenn man 
bei der Kurie etwas erreichen wolle. Ungemein bezeichnend iſt die Auße— 
rung Niebuhrs in ſeinem Bericht an die preußiſche Regierung über die 
von Weſſenberg der Kurie gegenüber bewieſene Feſtigkeit, wodurch dieſer 
ſeine Sache ſelber verdorben habe: „Hier denkt man immer nur daran, 
die Form zu retten, für die man gern das Weſen hingibt, aber auch 
wagt” (bei Nippold a. a. D. Bd. II, S. 575). —* | | 

Das iſt zwar ein handgreiflicher Unſinn, den allein ihon ein Blick 
auf die Gejchichte des Papjttums im Mittelalter für jeden Kenner außer 
Frage ftellt; denn dieſe Geſchichte ift ja im Grunde nichts anderes, als ein 
unermüdliches Geltendmahen der höchſten, zum größten Teil auf ge— 
fälſchten Urkunden beruhenden Anjprüche, bis eben diefe Ansprüche derart 
in das Bewußtjein ver Zeit übergegangen waren, als die jelbjtverjtändlichite 
Sache von der Welt, daß Rom der Sieg ſchließlich von jelbit in ven Schof; 
fiel. Aber immerhin, nehmen wir an, die Niebuhrſche Anweiſung für den 
Umgang mit Rom ſei die richtige, dann müßte dieſen Zugeſtändniſſen der 
einzelnen Staaten in formaler Hinſicht, von denen die Konkordate voll ſind, 
doch jedenfalls zum mindeſten ein bedeutender ſachlicher Erfolg ſtaatlicher— 
jeits gegenüberjtehen. | — 

Wie iſt es damit? Sehen wir uns die Konkordate Pius' IX. und 
Leos XIII. daraufhin einmal etwas näher an. Dabei laſſen wir die 
mit den ſüddeutſchen Staaten (Baden, Württemberg, Heſſen) geſchloſſenen 
Konkordate außer Anjas, da fie einmal an dem Widerſtand der Stände 


zuletzt doch noch gejcheitert find, jodann aber auch deutlich erkennen laſſen, 


daß dieje Staaten mit jtarfer protejtantifcher Bevölkerung — Württent- 
berg und Hejjen waren ja zu zwei Dritteln evangeliſch — doch immerhin 
eine etwas gelindere Behandlung forderten. Auch liegt uns ja in eriter 
Linie daran, eine Vorftellung zu befommen von dem, was Nom in Staaten, 
wo es das Heft ganz in Händen hat, durchzuſetzen gewillt und imſtande iſt. 
Das aber waren um die Mitte des 19. Jahrhunderts — zum Teil ſind 
ſie es noch — Oſterreich, Spanien, Portugal, ſowie vor allem die zentral- 
und ſüdamerikaniſchen Republiken. Wir beſchränken darum unſere Unter— 
ſuchung im weſentlichen auf die mit dieſen Staaten abgeſchloſſenen Konkor— 
date, die im übrigen faſt alle über einen Leiſten geſchlagen find, alſo au 
jhon aus diefem Grunde als der normale Ausdrud deſſen gelten Dürfen, 
was Nom überall als jein gutes Necht in Anſpruch nimmt und, wo cs 
fann, auch durchſetzt. Daß das öſterreichiſche Konkordat von der Regierung 
1870 infolge der Proklamierung der päpſtlichen Unfehlbarkeit gekündigt 
wurde, beweift wohl, daß auch jtrengkatholiihe Staaten ſchließlich einmal 
die Konfordate als umerträglihe Feſſeln empfinden; Roms Tendenzen 
werden dadurch aber natürlich nicht geändert, und welche Macht die Fatho- 
liſche Kirche in diejen beiden Ländern noch hat, ift befannt. 

Es kommen demnach für uns in Frage: 1. das Konfordat mit Öfter- 
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reich vom 18. Auguſt 1855 (bei Nujfi a. a. O. &.310—18); 2. das 
sonfordat mit Spanien vom 25. Augujt 1859 (RNRuſſi S. 341—45), 
das auf das Konfordat vom 16. März 1851 (Nuſſi S. 281—97) zurück— 
acht; 3. das Konkordat mit Portugal von 1857 Muſſi S.318— 21); 
4. die Konkordate mit: Coftarica 1853 (Nuſſi S. 297-303); 
Suatemala 1853 Nujji S.303—9); Nicaragua 1862 (Nuſſi 
=.361—67);, San Salvadore 1863 Nuffi S. 367--72); Son: 
uras 1863 (übereinjtimmend mit Guatemala, außer Art. 5, Nuſſi 
349); Haiti 1860 Nuffi S.346—48); Ecuador 1862 Nuffi 
349 —56), aufgehoben 1878, erneuert 1881 („nova versio“ veteris 
concordati, in den Conventiones de rebus ecclesiastieis....... initae sub 
Pontifieatu Leonis XIII., S. 1—13, nebſt eonventio additionalis super 
substitutione seu conversione decimarum von 1890, ©. 14 — 20); 
Senezuela 1862 Nufi S. 356—61); Columbia 1887 (in den 
Conventiones ... . initae sub Pontificatu Leonis XIII. ©. 75—85, nebft 
conventio additionalis de foro ecclesiastico, de coemeterlis, de tabulis 
quibus cives censentur 1592, ©. 86— 92). Sonjt verdienen noch aus diejer 
Sammlung Beadhtung die Pacta adstipulata cum Gubernio Britannico 
(Vertrag mit der engliſchen Negieruna) über Malta vom Sabre 1890 
(=. 95—107), auf die gegebenenorts zurüczufommen fein wird. 

Der erjte und wichtigjte Punkt, der in jedem Konkordat erörtert wird, 
betrifjt die arundjäblide Stellung der katholiſchen 
Kirche in Staat und Gejellfchaft, befonders auch den Andersaläubigen 
gegenüber. Und da bat Nom es fait überall erreicht, dab die katholiſche 
Kirche als Staatsreligion offiziell anerkannt ift: „Die katholiſche apoſto— 
liche römische Neligion ift die Staatsreliaion und joll ſtets unverleßt 
erhalten bleiben mit allen Rechten und Vorrechten, die ihr nad) Gottes 
Geſetz und den kanoniſchen Satzungen zukommen” — jo oder ähnlich lautet 
ſtets der erjte Artikel der verjchiedenen Konkordate. Die jeheinbar mildere 
Faſſung des öfterreichifchen Konfordats, in dem die erite Hälfte des Sabes 
nit der Erklärung des Katholizismus zur Staatsreligion fehlt, ift gegen— 
über der folgenden Zuficherung, daß „die römische Kirche im aanzen Neiche 
und in allen jeinen Teilen unverlegt erhalten bleiben joll mit allen 
NehtenundPVBorrehten ujw.”, vollfommen beventungslos. Denn 
zu den Vorrechten Noms gehört eben nach den Ffanonijchen Necht, wenn 
Nicht die Alleinherrichaft, jo doch) mindeftens die gründliche Bevorzugung 
der römischen Kirche. So ift denn auch Pins IX. nicht müde geworden, 
mer und überall zuerjt darauf zu dringen, daß die römische Kirche unter 
allen Umſtänden als die Staatsreligion anerfannt werde, genau ebenjo 
me es Pius VII. vor ihm in feinen Konkordatsverhandlungen mit 
Napoleon J., und Leo XII. nach ihm getan hat. Sa, diejer hat noc) 
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1) 3.8. Im Konfordat mit Coftarica: 1. Religio catholica apostolica romana 
est religio status in Costaricensi republica, atque inibi sarta tecta semper conser- 
vabitur cum omnibus iuribus et praerogativis, quibus ex Dei lege et SS. Canonum 
sanctionibus pollere debet (Nuſſi S. 298). Ebenjo bei Guatemala (Nuſſi ©. 303) u. a. 
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vor wenig mehr als 20 Jahren in dem Konkordat mit Columbia eine 
weſentliche Verſchärfung dieſer grundlegenden Beſtimmung durchgeſetzt. 
Es heißt da nämlich im Anſchluß an den einleitenden Satz von dem 
Katholizismus als Staatsreligion: „Die öffentliche Gewalt erkennt die— 
ſelbe gleichſam als weſentliches Element der Ge— 
ſellſchaftsordnung an und verpflichtet li, ihr wie ihren 
Dienern ihre Hilfe und ihren Schuß angedeihen zu Lajjen uſw.) Aber 
auch das ift Nom nicht genug. Sein Biel ijt Die Ausſchließung jedes 
anderen Kultus aus dem von ihm beherrſchten Staatsgebiet. Und ſelbſt 
das iſt ihm mehrfach gelungen. Das ſpaniſche Konkordat von 1851 bebi 
alſo an: „Die Fatholijche apojtoliiche römiſche Religion, Die mit Aus— 
ſchluß jedes anderen Kultus die alleinige Religion Des 
ſpaniſchen Volkes ijt, joll jtets erhalten bleiben ujw.“ (Nuſſi S. 281). 
Ind das Konfordat mit Ecuador fügt aud noch in jeiner neuen Geftalt 
vom jahre 1881, genau ebenjo wie 20 Jahre früher, dem jonjt üblichen 
einleitenden Sabe, in dem übrigens der Katholizismus ausprüclich für 
die einzige (unica) Religion des Staates erklärt wird, Die Be— 
merfung hinzu: „Deshalb kann im Staate Ecuador niemals ein anderer 
Kultus oder eine Gejellihaft, die von der Kirche verdammt ift, gejtattet 
werden.” ?) In vollem Einklang damit bejtimmte denn auch das Staats- 
grundgejeg von Ecuador: „Niemand kann Wähler oder Gewählter jein, 
noch irgend ein Staatsamt befleiden, der ſich nicht zur römiſch-kätholiſchen 
Religion befennt. Jeder, der einer von der katholiſchen Kirche ver- 
urteilten religiöſen Gejellihaft angehört, geht aller ſtaatsbürgerlichen 
Rechte verluſtig“ (bei Hoensbroech, Moderner Staat, S. 152). 

Bei einer ſolchen noch bis in die neueſte Zeit auch von dem „Friedens— 
papſt“ Leo XIII. betätigten Geſinnung darf es uns nicht wundern, daß 
die ſpaniſchen Biſchöfe, der päpſtliche Nuntius in Madrid und zuletzt auch 
Pius IX. ſelbſt im Jahre 1875 aufs heftigſte gegen den 82 des Artikels 11 
der neuen ſpaniſchen Verfaſſung proteftierten, weil diefer S2 auch den 
Andersglänbigen die Ausübung ihres Kultus gejtattete, obwohl in 81 die 
katholiſche Religion ausdrüclich als Staatsreligion anerkannt war. Der 
Papjt verlangte, dag die katholiſche Religion in 
Spanien die alleinige unter Ausſchluß aller ande- 
ven hriftliden Kulte bleibe, und jah bereits als Folge Diejer 
vom Staate beabjihtigten unzeitigen Duldjamkeit den Irrtum ji) aus- 
breiten, ſchwere Verfolgung über die katholiſche Kirche bereinbrechen und 
eine Unzahl von Übeln ſich über das unglüdlihe Spanien ergießen. Da 
wird man es allerdings verftändlich finden, daß der junge König 
Alfons XIII. noch im Jahre 1905 in dem Bau einer proteftantifchen 
Kapelle zu Barcelona „einen neuen Anſchlag gegen den Glauben unferer 


1) „. ..... publica potestas eamdem agnoscit tamquam essentiale elementum 
quo societatis ordo Constat, seseque obstringit eam, prout etiam eiusdem admi- 
‚nistros, patrocinio suo iuvare, ac tutari . . . .“ (Conventiones S. 75). 

2) Quocirca in Aequatoris Republica nunguam permitti poterit alius cultus 
‚vel societas, quae fuerit damnata ab Ecclesia (Nufji S. 350, Conventiones ©. 2). 
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Väter und die Neligion des Staates” erblicen und jogar mit feinen 
Miniftern über die zweckmäßigſten Mittel zur Bejeitigung eines ſolchen 
„Mißbrauchs“ beraten konnte (vgl. Die Kirchenpolitik der Hohenzollern 
von einem Deutſchen, Frankfurt a.M. 1906, ©. 315 ff.). 
Selbjtverjtändlich haben die einzelnen Staaten demzufolge ihre ge: 
ſamten Machtmittel der Kirche zur Verfügung zu ftellen nicht nur zur 
Ausbreitung der katholiſchen Neligion unter den Heiden, jondern auch zur 
Belehrung der Andersgläubigen und zur Unterdrückung „alaubensfeind- 
licher” Beſtrebungen. In allen Stonfordaten ) findet fich die Beſtimmung, 
daß Die Regierung verpflichtet ift, „alle geeigneten Hilfsmittel zur Aus— 
breitung des Glaubens“ darzubieten, und zwar jomwohl allgemein „zur Be: 
tehrung der im Staatsgebiet vorhandenen Ungläubigen“, wie aud im 
bejonveren „zur Einrichtung und Förderung der heiligen Miſſionen“, als 
deren Objekt nach römijcher Auffafjung bekanntlich auch die Proteftanten 
gelten. Ja, Venezuela übernimmt in Artikel 26 dieje ganze Arbeit der 
Cinfachheit halber lieber gleich jelbft von Staats wegen: „Die Negierung 


‚ von Venezuela wird auf jede mögliche Weije (omnibus quibus uti 


poterit modis) für die Bekehrung zum katholiſchen Glauben und 
die hrijtliche Unterweifung der bisher noch im Staatsgebiet lebenden 
Ungläubigen jorgen.” ?) 

In Artikel 6 des neuen Konfordats mit Ecuador aber heißt es: „Die 
Regierung von Ecuador wird mit ihrem wirfiamen Batrocinium den 
Biſchöfen jegliche Hilfe gewähren, wenn ſolche von ihnen begehrt wird, 
md zumal wenn jie der Gottlojigfeit der Menſchen 
entgegentreten müjjen, die die Gläubigen zu be: 
rücken und ihre Sitten zu verderben juhen“ (qui 
Helium anımos pervertere eorumgne Mures corrumpere eonentur; Con- 
ventiones ©. 4). Es bedarf wohl faum des bejonderen Hinweiſes darauf, 
daß das in erfter Linie natürlich wieder auf den Rroteftantismus gemünzt 
iſt, ver ja nach der Caniſius-Enzyklika Leos NIIL vom 1. Auguft 1897 
bekanntlich) die äußerſte Sittenverderbnis gezeitigt hat und nach dem 
Einheitskatechismus Pins’ N. überhaupt nichts anderes ilt als „die Summe 
aller Irrlehren, die vor ihr waren, nach ihr gewejen find und nad ihr 
noch entjtehen Fönnen, um die Seelen zu verderben“ (S. 343), 

So ijt alſo die Kirche in diefen Konkordatsjtaaten tatjächlich Die 
unumſchränkte Herrin, und die Staatsgewalt ift ihr Büttel. Won irgend: 
welhen Hoheitsrehten des Staates über die Kirche ijt da 
natürlich nicht mehr die Nede. Das jogenannte Rlazet oder Exe— 
BUNT — h 

., DB B. Coſtariea, Art. 21: Gubernium R. C. opportuna praebebit subsidia 
ad fidei Propagationem et ad infidelium in suo territorio existentium conversionem 
procurandam et omnem praestabit favorem institutioni et progressui sacrarum 
Missionum (Nuſſi ©. 302), ebenſo Guatemala (Nuſſi S. 3087), ſchärfer Eeuador: G. R. 
Acqu. obligatione se constringit etc. Muſſi ©. 355). 

2) Curare perget . . . . conversionem ad fıdem catholicam et instructionem 
Christianam infidelium, qui in territorio Reipublicae adhuc commorantur (bei 


Nufji ©. 360). 
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quatur, d. h. die Befugnis des Staates, kirchliche Erlaſſe und Kund— 
gebungen zu prüfen und gegebenenfalls ihre Beröffentlihung zu verbieten, 
wird jelbjtverjtändlich überall kurzerhand bejeitigt. Desgleichen ‚Die jo: 
genannte appellatio ab abusu, d.h. die Berufung der einzelnen 
Staatsbürger an den Staat gegen den Mißbrauch der kirchlichen Gewalt, 
„Da ver Römiſche Pontifer nach göttlichem Rechte den Primat ver Ehre 
und der Jurisdiktion über die gefamte Kirche in vollem Umfange inne Dat, 
jollen Biihöfe, Klerus und Volk frei mit dem apoftoliihen Stuhl ver— 
kehren“, heißt es in ſämtlichen Konkordaten,) und das von Ecuador fügt 
auch in jeiner neuen Sajjung ®) noch hinzu, daß feine bürgerliche Gewalt 
ven Klerus in der freien und vollen Ausübung dieſes Verkehrs Dur 
Vorſchrift des Exequatur hindern dürfe. Dies in Artikel 5, während 
Artikel 7 die Berufungen von den Urteilsiprühen der Ordinarien an 
die weltlihe Gewalt einfach abichafft (abolentur appellationes ujw., 
Conv. ©.4). Übrigens wird in beiden Konkordaten mit Ecuador, Dem 
neuen jo gut wie dem alten, auch der Treueid des Biſchofs aeaen die 
Eonjtitutionelle Regierung, der jonft wenigitens — wenn auch mit einiger 
Zurüdhaltung ®) — gejtattet ift, mit Stillihweigen übergangen, alſo 
augenjheinlich für überflüjjig gehalten. L 

Man mag ja num den tatjählihen Wert der jo geltend gemachten 
jtaatlihen Kirchenhoheit äußerjt gering einſchätzen, da Nom ohne Zweifel © 
alle dieje ihm etwa hinderlichen Bejtimmungen mit Zeichtiafeit umgehen 
könnte. In Bayern ſucht es ja neuerdings geradezu etwas varin, fich 
über das dort noch bejtehende Plazet hinwegzujesen, und es wäre dort 
bei ver Schwäche der Regierung Nom gegenüber für die Staatsautorität 
jiher bejjer, das Plazet eriftierte überhaupt nicht. Ja, man mag Der 
Auffaſſung Bismards, der die appellatio ab abusu einen „Deaenftich 
ins Waſſer“ nannte, bis zu einem gewiſſen Grade zuftimmen. Dennoch 
wird man jic) dem Gewicht der Gründe, die für Die Aufrechterhaltung 
diejer Attribute der ftaatlihen Kirchenhoheit geltend zu machen find, nicht 
qut entziehen können. Man muß nur jeheiden zwiſchen vein religiöſen 
und politiſchen Kundgebungen Noms und ſollte ſich doch hüten, es mit den 
firchenpolitiichen Erlaſſen der internationalen Weltmacht Nom, die Für 
Millionen Menſchen maßgebend, ja im Gewiſſen bindend ſind, allzu leicht 
zu nehmen. Daß aber vollends der Staat bei der Anmaßung Noms aerade 
heutzutage gar leicht in die Lage fonımen kann, jeine Bürger aegen ÜUber— 
ariffe Noms ſchützen zu müſſen, liegt zu ſehr auf der Hand, als daß es 
bejonderer Ausführungen bedürfte. Gerade einer Macht wie Nom acaen= 





1) ©. Venezuela Muſſi ©.357), Ecuador (S.351), Nicaragua (S. 362), 
San Salvadore (©. 368), Guatemala (©. 304), Eojtarica (S. 298) ujiv. 

2) Itaque nulla civilis auctoritas poterit unquam ullo modo hoc liberum 
plenumque commemoratae communicationis exercitium Impedire cogendo Episcopos 
ete, uti Gubernii opera ut in eorum necessitatibus Sanctam Sedem adeant aut 
subiiciendo Apostolicas eiusdem Sedis Literas et Rescripta Gubernii veniae vulgo 
Exequatur (Conventiones ©. 3). 

3) Coftarica: Sanctitas Sua assentitur sequens iuramentum 


: ab Episcopo 
‚... praestari posse (Nufjii ©. 302). 
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über, die ſo eiferſüchtig über ihren Prärogativen wacht und grundſätzlich 
nicht ein Tüttelchen ihrer einmal angemaßten Anſprüche preiszugeben ge— 
willt iſt, darf ſich ein Staat, der auf ſeine Würde etwas hält, nicht das 
Geringſte vergeben. 

Aber daran iſt ja in den Konkordatsſtaaten überhaupt nicht zu denken. 
Die Kirchenhoheit des Staates iſt, wie die Civiltä Cattolica am 3. April 
1869 vom Plazet jagte, ein „greuliher Mißbrauch, eine ſakrilegiſche 
Uſurpation“. Der Staat hat der Kirche in ihre Angelegenheiten nicht 
das Mindeſte dreinzureden. Denn die Kirche iſt frei, vollkommen frei 
und unabhängig. Und es iſt die heiligſte Pflicht der einzelnen Staaten, 
der Kirche vollkommene Freiheit und Unabhängigkeit im Kirchenregiment 
zu gewährleiſten, ſowie alle möglichen Hinderniſſe, die ihr in Ausübung 
dieſes ihres Amtes in den Weg treten könnten, zu beſeitigen. „Die 
katholiſche Kirche genießt volle und unverlestzliche Freiheit und Unabhängig— 
keit von der politiſchen Gewalt, weshalb dieſe auf jegliche Weiſe dafür 
einzutreten hat, daß jene ihre geiſtliche Autorität und kirchliche Jurisdiktion 
in vollem Umfang frei ausüben und ihre Angelegenheiten nach ihren 
eignen Geſetzen ordnen und verwalten könne“ — jo lautet der 2. Artikel 
in Konfordat mit Columbia vom Sabre 1887.) 

Was freilich alles zu diefer Freibeit der Kirde gehört, 
davon werden ſich die wenigſten eine Vorſtellung machen fönnen. Es 
gehört hierher nicht nur die innere Verwaltung der Kirche, ſondern auch 
reichliche Dotierung der Kirche durch den Staat, ſowie das Recht auf 
unbegrenzte Vermehrung der Güter der toten Hand, die geiſtliche Gerichts- 
barkeit einjchlieglich der ganzen Chegerichtsbarkeit, auch über Anders— 
gläubige, die Befreiung der Geiftlichfeit vom weltlichen Gericht nebjt 
anderen Immunitäten und das Recht auf Errichtung von Klöſtern rein 
nad dem Ermeffen der Kirche. Aber auch das it noch nicht alles, Zur 
Freiheit der Kirche gehört auch die Beherrſchung des gejamten Schul- 
weſens von der Volksſchule bis zur Univerjität dur die Kirche und im 
Zuſammenhang damit das Necht, die Wiſſenſchaft durch Zenjur und Bücher: 
verbot gehörig im Zaum zu halten, damit fie der Kirche nicht gefähr— 
lich wird. 

Das alles finden wir denn auch dem Syllabus entſprechend in unjern 
Konkordaten gejehlich feſtgelegt. 

Dabei mag man ja nun den Wunſch der Kirche nach vollkom— 
mener Freiheit in der Verwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten ver: 
ſtändlich finden, obwohl die Ausübung dieſer Rechte gerade „in Kraft 
des eigenen heiligen Amtes und auf Grund der vom heiligen Stuhl an— 
erkanntken jetzt geltenden kanoniſchen Satzungen“?) 


M Eeclesia catholica plena fruitur ac integra libertate et independentia 
a politica potestate, quapropter haee ulla ratione intercedet quin ipsa suam spiri- 
tualem auctoritatem et ecclesiasticam iurisdietionem universam Jibere exerceat, 
suaque iuxta proprias leges moderetur et administret (Conventiones ©. 75). 
2) Eeuador (1881) Art. 6: . . .. exercere iura quae ad ipsos pertinent ex 
proprüi sacri ministerii vi atque ex vigentibus canonieis sanctionibus a 8, S. pro- 
batis (Conventiones ©. 4), 








immerhin bedenflih jtimmen dürfte; denn was ſteckt nicht alles in den 
„lebt geltenden kanoniſchen Satzungen“ 2 Ein ſtarkes Stück aber iſt es 
doch, daß die Kirche ſich jegliches Dreinreden des Staates in ihre Der: 
waltung energiſch verbittet, während ſie ſich doch gleichzeitig ſeinen Schub 
gern gefallen läßt, ja, als alleinige Staatsreligton weitgehende Förderung 
ihrer Intereſſen von ihm verlangt und, wie wir gejehen haben, ſelbſt 
jeine Machtmittel zur Duchführung ihrer Alleinherrſchaft in Anſpruch 
nimmt. Der Staat hat der Kirhe zwar nichts zu jagen, dafür 
aber hat er das angenehme Recht, jür fie zu zahlen. Er hat für 
die kirchlichen Bedürnifje aufzufommen und der Kirche ein angemejienes 
Einfonmen fiherzuftellen. Gerade in diejer Hinſicht enthalten alle ein- 
zelmen Konkordate jehr genaue und eingehende Beitimmungen. Ihr Anhalt 
it überall wejentlich derjelbe: die Kirche hat das Necht, den Dezem, d. h. 
Kirchenſteuern, zu erheben, und wo dieje nicht ausreichen, bat der Staat 
den Reſt zuzuſchießen. So Heißt es im Konfordat mit Honduras Art. 5: 
„Wenn aber die Zehnten nicht ausreihen zur Aufbringung aller ge— 
nannten Ausgaben, jo verjpricht Die Negierung, jährlich die zur vollen 
Dotierung des Gottesdienjtes und Klerus nötige Summe zuzulegen“ 
(... promittit se quotannis eam pecuniae vim esse daturum, quae divini 
cultus et cleri dotem plane perficiat, Nuſſi ©. 349), Mehrfach 
ift auch der Dezem abgejhafft — Venezuela bat darum gebeten (petiit) 
und ausnahmsweile auch Erfüllung jeiner Bitte erreicht (ob extra- 
ordinaria temporum locorum adiuneta obtinnit, Nufit S. 357) — und 
cs ift dann an jeine Stelle eine Dotierung der Kirche aus Staatsmitteln 
(ex publico Aerario, uti debitum Status, ebenda) getreten, die für alle 
kirchlichen Bedürfniſſe (Bejoldung des gejamten Stlerus, Unterhaltung der 
Seminare und Gotteshäujer und alle jonjtigen gottesdienftlichen Aufwen— 
dungen) ausreichen ſollte.) Und das nicht nur für die gegenwärtigen 
Bedürfniſſe der Kirche, jondern — mie das Konkordat mit Coſtarica aus: 
drücklich hinzufügt — auch für alle zukünftigen: „So oft neue Diözejen 
errichtet werden, joll ebenjo verfahren werden hinfichtlich der Dotierung 
jeder Kirche, jedes Kapitels, Seminars uw. Muſſi, S. 299). Dabei 
it zu beachten, daß die Errichtung neuer Diözejen lediglich dem heiligen 
Stuhl „in Ausübung jeines eigenen Rechtes’ (proprio utens iure) 
äufteht, wenn dieſer ſich auch gegebenenfalls ID der Staatsregierung ins 
Einvernehmen jeben wird (consilia conferet, Goftarica, Art. 10 und 11, 
bei Nuſſi S. 300, ebenfjo Guatemala, ©. 306, Ecuador, S. 354). 


Dazu kommt endlich in allen Konkordaten das aufs Entſchiedenſte 
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ewahrte Recht der Kirche, nad) Belieben A inſchränkung (auch 
Hi Y verſchiedenen Drdensgejellihaften) Eigentum zu erwerben, in 


enezuela, Art. 6 (Nufji S. 357), vgl. Coftarica, Art, 5 (S. 298F.), Guate— 
mala * 6 (S, 304f.), Ecuador, Urt. 11 (Conv. S. 7), am einfachiten Haitt, 
Art. 2. Tl Governo della Republica d’Haiti sı obliga di somministrare e di conser 
vare agli Arcivescovati et Vescovati un assegno annuo Conveniente sopra i fondi 
de] pubblico Tesoro“ (Nuſſi ©. 346). | 








deſſen Befit fie vom Staate gejehüst werden muß.i) Denn dies echt iſt 
nad) katholiſcher Auffaſſung „fein Ausflug der Staatsanade, fondern ein 
der Kirche angeborenes göttliches Net, das Ihr niemand nehmen darf“ 
(Cathrein 8. J., a. a. O. II? ©.549). Aber es it für Die katho— 
liichen Völker ein recht koſtſpieliges Net. Auch von katholiſcher Seite 
ijt neuerdings mehrfach darauf hingewieſen worden, daß die Freilich 
von der Kirche fleißig genährte überjtarfe Neigung der Statholifen, den 
Kultus mit Stiftungen aller Art zu bedenken, dem Wohlitand der katho— 
liichen Völker tiefe Wunden jchlage und zu Ihrer wirtſchaftlichen Rück— 
ſtändigkeit nicht wenig beitrage. In welchem Maße das in der Tat der 
Fall iſt, mag man aus der ſtatiſtiſchen Angabe des Dr. H. Roſt („Die Katho: 
liken im Kulturs und MWirtfchaftsleben der Gegenwart”, 1908) entnehmen, 
wonach 1870—79 in dem katholiſchen Niederbayern 15,3 °/, des durch 
Stiftungen neu zugewendeten Kapitals auf Kultusſtiftungen fommen, wäh: 
vend das protejtantiiche Mittelfvanten nur 14,3 0/, aufzumeiien bat (dafür 
entfallen hier 75,1°/, auf Stiftungen zu wohltätigen Zweden). Den: 
entjprechend haben die Katholiken in Preußen, obwohl jie nur 34 °/, der 
Bevölkerung ausmachten, in den Kahren 1889-98 faſt 9 Millionen Mark 
mehr für kirchliche Stiftungen aufgebracht als die Troteftanten im gleichen 
Heitraum, nämlich mehr als 36'/, Millionen. Und dDiefe ungeheure 
Summe entjpricht noch nicht einmal entfernt dem, was in Mirklichkeit 
ver toten Hand zugeflojien jein wird. Das macht ein Artikel der Kölniſchen 
Heitung vom 29. Juli 1903 in ihrer Nr. 680 (bei Goch a.a.D. ©. 155) 
veutlich, mo es heißt: „In Preußen gibt es 30 Erbſchaftsſteuerämter. 
In einem einzigen dieſer Amter wurden im Jahre 1901 rund 450 000 N. 
an Schenkungen und Erbſchaften für Kirchengemeinden und Klöfter ver: 
ſteuert. Wieviel der in der ganzen Monarchie jährlich verftenerte Betrag 
ausmacht, entzieht fich der Vermutung. Man bedenke, daß von den Zu— 
wendungen für die Kirche an beweglihem Gut nur diejenigen 
genehmigungspflichtig find, deren Wert 5000 M. überjteiat. 

- Bon den freihändigen Zuwendungen kommen manche nicht zur Ver: 
Neuerung, namentlich wenn es ſich um nicht genehmigungspflichtige Be: 
träge handelt, Die weitaus die größte Summe ausm achen 
müſſen.“ 


Man ſieht, die katholiſche Kirche hat kein unbedeutendes Intereſſe 


an dieſem Recht, Eigentum zu erwerben, und man begreift, daß fie überall 


energisch darauf dringt, daß es ihr gewährleijtet werde. Sie hätte alſo 
doch wohl Grund, fich für das in all diejen vermögensrtechtlichen Fragen 
ſeitens der einzelnen Staaten, wo Konkordate beſtehen, bewiejene übergroße 
Entgegenkommen erkenntlich zu erzeigen. Das tut ſie denn ja auch. Su, 





u Coſtarica, Art. 17: „‚Ecelesia iure pollet novas acquirendi possessiones 
Jnoyis iusto titulo, eiusque acquisitae res aut fundationes (Ecuador 1E81, Art. 19 
fügt hinzu: quas nunc possidet vel in posterum acquiret) erunt sacrae et inviola- 
biles“ (Muſſi S. 301). Ferner Ecuador, Aıt. 19: „Bona ecclesiastica ad religiosas 
familias et congregationes pertinentia alienari non poterunt absque facultate a S. 
Sede obtenta et Gubernii venia (Conventiones ©. 11). 
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gewiſſen amerikaniſchen Staaten erhält der jeweilige Präſident das 
Vorſchlagsrecht bei Beſetzung kirchlicher Stellen (Cojtarica, Art. 7, 
S. 299, desgl. S. 305, 352 f., 357 f.). Allerdings dürfen ſich die von 
ihm Vorgeſchlagenen in keiner Weiſe mit Regiment und Verwaltung Der 
Diözefen, für die fie vorgejchlagen find, befajjen, bevor jie nicht im Beſitz 
des päpjtlihen Einjegungsbreves jind (Ecuador, 1881, Art. 12, Con- 
ventiones ©. T). Des weiteren wird dem Träjidenten die Gnade zuteil 
(permittitur), daß jein Name in dem großen Stirchengebet „nach den 
Samen Seiner Heiligkeit und dem des Diözeſanbiſchofs“ fürbittend aenannt 
wird (Venezuela, Art. 28, S. 360). Und endlih q ejtattet (per- 
mittit) der Heilige Stuhl auch, „daß die Perjonen und kirchlichen Güter, 
ebenfo wie die Perjonen und Güter der andern Staatsbürger, zu den 
öffentlichen Abgaben herangezogen werden“ (Ecuador, 1881, Art. 9, Conv. 
S.6, val. auch Nufji ©. 301, 308, 352, 359). Er tut es freilich ungern, 
wie im Konfordat mit Cojtarica ausprüdlich hervorgehoben wird. Nut 
aus ganz bejonderen Gründen (ob rerum et temporum adiuncta) Dat 
ſich der heilige Vater zu dieſer großen Konzeſſion vderjtanden. Denn von 
Rechts wegen gebührt der Kirche das Privileg der Steuerfreiheit in vollem 
Umfang. Man wird es daher nur in ‚der Ordnung finden, wenn Der 
Rapjt dieje große Vergünſtigung wenigitens dahin einſchränkt, daß Die 
bürgerliche Gewalt ji mit der geiftlichen immer erit INS Einvernehmen 
zu jeen und deren Genehmigung nachzuſuchen hat für den Fall, daß bin 
und wieder ein zwangsweiſes Eintreiben der Steuern nötig werden ſollte. 
Die Seminarien, alle unmittelbar für den Gottesdienſt beſtimmten Gegen— 
ſtände, ſowie die Wohltätigkeitsanftalten (alſo auch die Mehrzahl ver 
fatholifchen Orden und Kongregationen?) bleiben jelbjtverjtändlich ſteuer— 
ı 1 
IK er iſt aber auch faſt das Äußerſte, was die Kirche Diejen 
Staaten zugeftanden hat. In den beiden neueren Sonfordaten mit 
Ecuador und Columbia hat Rom allerdings auch noch) binfichtlich der 
qeiftlihen Gert htsba rkeit dem modernen Zeitgeift einige Kon— 
zejftonen machen müſſen. Aber es hat feinen Zweifel darüber gelaſſen, 
daß es nur widerwillig nachgegeben hat und ſeinen Standpunkt unter 
allen Umſtänden zu wahren gewillt iſt. Nur ‚auf die Bitte der Regierung“ 
und „unter Berückhichtigung der Umftände verhindert es nicht”, daß einiae 
genau beſtimmte Prozeßſachen der Klexiker — natürlich unter einer Fülle 
yon Worbehalten — vor den weltlichen Gerichten verhandelt werden.?) 


7) Eeuader, Art. 9: — permittit, ut personae et ecclesiastica 
bona subiciantur STERN ve In F EN personae et bona aliorum ceivium 
Aequatoris, ita tamen ut Civi’is Auc es an eoclesiastica consilia 
conferat ad obtinendam NER 1 —— est coactio. Ab huius- 
modi vectigalibus eximuntut — — — culti immediate desti- 
— beneficentiae Instituta® (Nuſſi S. 352); im Konfordat von 1881 nur redaf- 


en. 
— (1881), Urt. 8: „Verumtamen S. Sedes, atte 


stantiis et Aequatoris Gubernii petitione haud impedit, 
eiviles (und eriminales) clericorum . . .. ad civilia tribunalia defe 


tiones ©. 5). 
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Jedenfalls aber hat Nom auch für dieje wenigen Fälle erreicht, daß die 
katholiſchen Geiftlihen — jelbjt in SKriminaljahen — eine bejondere 
Stellung vor Gericht einnehmen. 

Das tritt noch deutlicher hervor in dem Konkordat mit Goftarica. 
Freilich hat man es diefem Staat doh auch ſchon zugebilligt, daß nicht 
nur Hivilprozejje der Kleriker, jondern jogar Striminalfälle, ſoweit 
ſie nicht in Beziehung zur Neligion ftänden, vor dus 
weltliche Gericht gebracht werden dürften, Ießtere in zweiter und dritter 
Inſtanz allerdings nur unter bejonderen Kautelen. Schimpfliche Strafen 
aber jollten nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Präſidenten vollzogen 
und ven Geiftlichen bei der Verhaftung und während des Strafvollzugs 
mit der ihrem Stande gebührenden Chrerbietung begeanet werden 
(Cojtarica, Art. 14 und 15, Nuffi S. 300 f.) — alſo doch auch hier eine 
Ausnahmeftellung des Klerus vor allen andern Sterbliden! Und aud) 
das alles nur „Temporum ratione habita“, d.h. mit Rückſicht auf die 
ſchwierigen Zeitverhältniffe, alfo nur jehr bedingterweije! Prozeſſe aber 
von Geijtlichen untereinander juchte man, wie in Suatenala, von vorn: 
herein unmöglich zu machen durch die Beſtimmung, daß die weltlichen 
Gerichte überhaupt nicht in die Verhandlung eintreten dürften, bevor die 
beiden Gegner nicht ein Zeugnis über einen von. dem Biſchof unter: 
nommenen, aber erfolglojen Sühneverjuch beigebracht hätten (Guatemala, 
Art. 15). 

Sp . waren jedenfalls Prozeſſe von Geijtlihen vor dem weltlichen 
Bericht außerordentlich erjchwert. Aber in zwei Staaten it es Nom auch 
geglüct, jeinen Anfpruh auf aänzlihe Befreiung der Geift- 
liden von der weltlihen Geridhtsbarfeit völlig durch: 
äufeßen, in Ecuador und Venezuela. 

Das Stonfordat von Ecuador beſtimmt, nachdem es alle Streitfragen 
kirchlicher Art vor das kirchliche Gericht verwiejen bat, furz und bündig, 
daß auch in Zivil- und Strafſachen der Geiſtlichen ebenſo zu verfahren 
ſei, d. h. daß auch fie einzig und allein (unice) vor das geiſtliche Gericht 
zu bringen jeien. Die Zivilbehörden aber werden angewiejen, dem von 
den kirchlichen Richtern gefällten Urteil und der verhängten Strafe Geltuna 
zu verſchaffen.) Das ift allerdings vielfach wohl kaum nötig geworden. 
Dort nämlich, wo die Disziplinargewalt der firhliden 
Oberen, wie in Venezuela, Cojtarica, auch Djterreich u. a., eine ſchier 
unbegrenzte war. Sp beftimmt das Konkordat von Benezuela in Art. 21: 
„Da die Ordinarien vollfommen frei jind in Ausübung ihres Amtes, To 
können fie entjprechend der geltenden und anerkannten Disziplinargewalt 


— BE 


‚ D Ecuador, Art. $: „ÖOmnes ecclesiasticae causae . -.. . ad tribunalia Ee- 
clesiastica erunt unice deferendae. Idem eritservandum in eivilibus causis 
Beclesiasticorum atque in aliis causis, quae delicta respiciunt com- 
prehensa in poenali Reipublicae codiec. In omnibus iudicis, quae ad 
ecclesiasticos pertinent iudices, eivilis Magistratus omnem opem auxiliumque feret 
ut sententiae ac poenae ab ipsis iudieibus latae observentur et executioni man- 
dentur“ (Nuſſi ©. 351) Ähnlich Venezuela, Art. 20, ©. 359. 
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der Kirche die Klerifer, die von den Pilihten des eignen Amtes und 
vonderrehten Lebensweiſe“ (a recta vivendi ratione) — 
und was läßt ſich nicht alles darunter begreifen? „abweichen, bejtrafen“ 
Muſſi S. 359). Das öjterreihiihe Konkordat aber führt als ſolche „von 
den heiligen Kirchenſatzungen fejtgejesten Strafen”, die allerdings noch 
dur „andere dem Biſchof jelbjt zufommende” ergänzt werden Dürfen, 
in Artikel 11 Einſchließung in Klöfter, Seminare oder bejonders dazu 
bejtimmte Häuſer, eben die befannten Priefterjtrafhäufer, an, um dann 
fortzufahren: „Ebenſo jollen jie (die Biſchöfe) in feiner Weiſe gebindert 
werden, gegen alle Gläubigen (in quoscumque fideles), die 
die kirchlichen Gejege und Satzungen übertreten, mit Strafen (censuris) 
vorzugehen.“ 

Hier haben wir aljo die Ausdehnung der geiſtlichen 
Gerihtsbarfeit aud auf das bürgerlidhe Gebiet, 
wie fie uns auch jonjt in den Konkordaten entgegentritt; am auffälligiten 
- wohl in dem Konfordat mit Ecuador, das auch in jeiner neuen Faſſung 
von 1881 es noch Fejthält: „Alle Streitfragen Eirhliher Art, und zu- 
mal Eheſachen, jowie ſolche, die Bezug haben auf ven Glauben, 
die Sakramente, die Sitten, die heiligen Handlungen, die Pflichten 
und Nechte, die mit dem heiligen Amte zufammenhängen, jowohl perſön— 
liher wie jähliher Art, gehören vor das kirchliche Gericht” 1) — einzia 
und allein (unice) vor diejes, wie es in den älteren Konfordaten heißt 
(Nuſſi S. 300, 351, 359). — 

Man darf billig fragen, was danach noch unbeſtreitbar für das welt— 
liche Gericht übrig bleibt, da ſich ſchließlich überall ein Zuſammenhang mit 
dem Glauben und erſt recht ven Sitten herſtellen läßt. Hing doch, wie 
wir oben (S.7) jahen, nad Anſicht Leos XIII. ſelbſt die preußische 
Septennatsangelegenheit „mit Fragen von religiöjer und moraliicher Be- 
deutung” zufammen. Von größter Bedeutung ift jedenfalls, daß bier 
auh alle Eheſachen dem kirchlichen Gericht überlaſſen werden. 
Die chriſtliche Ehe hat Rom ja ſtets als ſeine ureigne Domäne für ſich 
reklamiert. Sie iſt nach dem Staatslexikon der Görresgeſellſchaft „kein 
weltliches Rechtsinſtitut, jondern gehört zu den inneren Angelegenheiten 
der Kirche” (II®, 104). Sie geht aljo den Staat gar nichts an. Dem- 
entiprechend überantwortet eben das Konkordat mit Ecuador, ebenjo wie das 
mit Venezuela (Art. 19, ©. 359), kurzerhand die geſamte Chegerichts- 
barkeit, ohne auch nur ein Wort weiter zu verlieren, der Kirche. Und auch 
das öfterreichijche Konkordat hat bekanntlich in Artikel 10 dasjelbe aetan. 
Den weltlichen Gericht verblieb hier nur die Feſtſetzung der rein bürger- 
lihen Wirkungen der Che für Chegatten umd Kinder. Mit welcher 
Bähigfeit Rom dieſe jeine Srundjäße feitzuhalten und durchzuſetzen weiß, 








1) Die Stelle ift wichtig genug, daß jie es verdient, auch noch im Grundtert 
angeführt zu werden. Gie lautet Urt. 8: „omnes ecclesiasticae causao et praesertim 
matrimoniales, atque illae quae respieiunt fidem, sacramenta, mores, sacras func- 
tiones, officia et iura sacro ministerio adnexa, tum PerSonae tam materiae ratione 
ad tribunalia ecclesiastica pertinent (Conventiones ©. 5). 
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mag man daraus entnehmen, daß auch noch das Konfordat mit Columbia 
vom Jahre 1887 diejelbe Teilung zwiichen Kirche und Staat aufweit: 
die firchlihe Autorität hat einzig und allein über Beſtand und Gültigkeit 
der Ehe zu erfennen, die Entjcheidung über die bürgerlihen Wirkungen 
bleibt dem weltlichen Nichter überlaifen. ?) 

Das alles gilt aber im Grunde von jeder Che, auch) von der der 
Ketzer. „Hinſichtlich der Firchlichen Ehegeſetzgebung ift zu beachten, daß 
diejelbe an und für fich alle diejenigen umfaßt, welche dur die gültige 
Taufe der kirchlichen Jurisdiktion unterftehen.” So das Staatölerifon 
(I1*®, 110). Darum — jo wird dort weiter ausgeführt — konnte 
das Triventinum, falls es wollte, ohne Zweifel auch die Proteftanten 
vem Geſetz über die neue Eheſchließungsform unterwerfen. Und an dem 
guien Willen dazu, die Tridentinifche Form der Cheihliegung auch Pro: 
tejtanten als Strict über den Hals zu werfen, wo es nur immer anging, 
bat es Nom in der Tat nie gefehlt. Für Ecuador und Venezuela verjtebt 
cs ſich nad der angeführten allgemeinen Beftimmung einfach von jelbt, 
daß auch alle Andersgläubigen der geiftlichen Ehegerichtsbarfeit unterftellt 
waren. Anderswo hat Nom wenigjtens die in katholiſcher Mifchehe 
[ebenden Protejtanten jeine Macht fühlen laſſen. So in Öjterreich, wo 
das im Anſchluß an das Konkordat erlaſſene kirchliche Ehegeſetz vom 
3. Oftober 1856 in $43 ausdrüclich bejtimmte, daß das biihöfliche Ge- 
vicht über die. betreffenden Ehen zu erkennen habe, ſolange ein Cheteil 
tatholifch jei, und wo auch heute noch eine Mifchehe zwiichen Evangelischen 
und Katholiken nach S111 des BGB., entjprechend den kanoniſchen Net, 
das Feine Chejcheidung kennt, unlöslih ift. Der Evangelifche, der eine 
Katholikin heiratet, wird alfo in Dfterreich durch Staatsaejeß auch heute 
noch dem kanoniſchen Eherecht unterftellt (val. Hochftetter, Die rechtliche 
Stellung der Evangelifhen in Öfterreich, Flugjchr. des Evang. Bundes 
Ar. 238; Unger, Nriejterehen und Mönchsehen, 1910). Das Erftaunlichjite 
in diejer Beziehung aber hat wohl die protejtantifche Negierung von Maltu 
geleistet, die ihre proteftantijchen Untertanen, fofern fie ſich Fatholifch ver- 
heiraten, einfach unter das Joch der Tridentiniſchen Eheſchließungsform 
zwingt, nach der allein eine gültige Che zwijchen Katholifen und Nicht- 
katholiken gejchloffen werden könne. Dafür bat Malta die Anerkennung von 
Kom erzielt,) daß Proteftanten unter fi eine gültige Ehe eingehen können, 


—— 


1) Columbia (1887), Art. 19: „Audctoritas ecelesiastica causas, quae respi- 
Clunt matrimonii vinculum et coniugum cohabitationem, ut etiam sponsalium vali- 
ditatem unice cognoscet, civilibus matrimonii effectibus ad iudicem saecularem 
remussis“ (Conventiones ©. 8). 

h 2) Für Malta, wo niemals der Proteftantisinus eine Nolle gejpielt hat, vom 
römiſchen Standpunkt aus ein befonderes Zugejtändnis; fir Länder mit rein pro: 
tejtantifcher oder jet dem 16. Ih. gemifchter Bevölkerung hat Nom bekanntlich, 
namentlich jeit Benedift XIV. (1741), mehrfad) zugeitanden, da rein proteſtantiſche 
und gemüchte Chen zu ihrer Gitltigkeit nicht der Tridentiniichen Form bedürfen; für 
ganz Deutjchland ijt dies aneıfannt durch die päpitliche Konftitunion provida von 
1906, vgl. Wiegand, kirchl. Bewegungen der Gegenwart, 1908, 9. 6. 
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auch wenn fie ſich nicht der Tridentiniihen Form bedienen, allerdings nur 
unter der Vorausjegung, dag nit ſonſt irgendein tanonijches Hindernis 
vorliegt.) Dem kanoniſchen Eherecht unterſtehen ſie alſo hierin doch. 

Bei derartigen Proben proteſtantiſcher — Selbjtverleugnung wird 
man es Pius X. kaum noch übelnehmen dürfen, wenn er in jeinem Cins 
heitsfatehismus es bereits ven Kindern unter 7 ‚Jahren klarzumachen 
fucht, daß es eigentlich eine proteſtantiſche Che nicht gibt. Anders iſt 
es doch jedenfalls nicht zu verſtehen, wenn er auf die Frage: Wie ſchließt 


man die Che? die Antwort gibt: „Die einzige Art, die Ehe gültig 


und erlaubt unter Chriften zu ſchließen, ijt die, jie nad) dem Ritus ver 
heiligen Kirche einzugehen“ (S. 56), d. h. nad) der Tridentinijchen Form. 
Deutlicher freilich wird er no in dem für die älteren Kinder beſtimmten 


Teil, wenn er fie belehrt: „Zwiſchen Chriſten kann es feine wirk— 


[ide Ehe geben, vie niht Saframent ift” (S.220).. Da es 
nun die jpezifiihe Eigentümlichkeit ver Protejtanten iſt, die Ehe nicht nad 
der Tridentiniihen Form einzugehen, gejhweige denn in ihr ein Safra- 
ment zu jehen, jo find die zwiſchen Protejtanten gejchlojjenen Ehen im 
runde feine wirklichen Ehen, und die ſchimpfliche Bezeichnung nichts 


katholiſcher Ehen als Konkubinate liegt von hier aus nahe genug. 


Dies Übergreifen der Kirche auf Das jtaatliche Gebiet tritt jedoch 
nirgends jo deutlich zutage wie auf dem © e biete r Schule. Hier 
hat Nom in einigen Konfordatsjtaaten mit jeinen Anſprüchen auf ver 


ganzen Linie gefiegt. Es hat das gejamte Schulmwejen von der Volksſchule 


bis zur Univerjität in jeine Hand gebraht und damit vor aller Welt 
bekundet, dab die Staatsgewalt jih vor ihm beugt. Denn ein Staat, 
der ſich nicht jelbjt aufzugeben gewillt it, fan die Erziehung der Jugend 
niemals aus der Hand geben. „Wer die Jugend hat, hat die Zukunft“, 
oder wie die Jeſuiten in Paderborn jagten: „Alte Füchſe find ſchwer zu 
fangen; alle Hoffnung beruht auf ver Jugend“ (Richter, Geſch. der 
Paderborner Jeſuiten, Paderborn 1892, S. 23). 

Das weiß niemand ſo gut wie die römiſche Kirche. Darum mußte 
ſie den Kampf um die Schule mit aller Energie aufnehmen und rückſichtslos 
durchführen, wenn ſie im Kampf um die Weltherrſchaft endlich 


| 3 den Sieg 
behalten wollte. Die Grundſätze und Erwägungen, von denen 


Rom dabei 


ausgeht, ſind kurz folgende. ?) 


Der Staat als jolder iſt Fein Erzieher. „Cs fehlt ihm dazu der 
Beruf und darum auch die Fähigkeit.” _ Alſo hat er auch kein Necht auf 
1) Pro Melita, de matrimoniis: „J. Matrimonia inita vel ineunda 
qui catholicam profitentur religionem, sive quod uterque contrahens sit catholicus 
sive quod alter sit catholicus, alter heterodoxus, valida nan esse nisi cele- 
brata fuerint iuxta formam a. S. Concilio Tridentino praesceriptam‘“. 
3, Eos vero qui diversum a catholico cultum profitentur, valide contrahere posse 
matrimonium inter se, etiamsi formam Tridentini non servent; dummodo ceteroauii 

aliud non obstet canonieum dirimens impedimentum“ (Conventiones S. 95), : 
2) Nach) dem Staatslexikon II’, 358—70; bei GoeB, Der Ultrant,, 


©. 192 Tf- 


ab iis omnibus 


Wartburg 1906, ©. 2—6, 


Sum Ganzen vgl. Mix, Das ultramontan-jefuitifche Schulideal, 
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Erziehung der Jugend. Vielmehr jteht „das Erziehungsamt in erjter 
Yinte den Eltern zu; jie haben ſowohl Erziehungsamt als Erziehungs: 
pfliht“. Und ihnen fommt nun die Kirche bei diejer ſchweren Aufgabe 
zu Hilfe. Denn die Stiche ift „die große Erzieherin dur die Jahr— 
tauſende“; jie ijt „die von Gott eingejeste allgemeine Erziehungsanftalt 
für alle Menjchen“. „Die Augenderziehung ift jomit eine wejentliche 
Aufgabe der Kirche. Verhält es ſich aber aljo, dann haben die chrijtlichen 
Eltern in der Ausübung ihres Erziehungsamtes der Kirche gegenüber 
eigentlich Feine jouveräne Stellung; fie fungieren vielmehr in jener Aus— 
übung ihres Erziehungsamtes als Organe der Kirche.” „Deshalb jtehen 
die Eltern denn auch in ihrer erzieheriichen Tätigkeit unter dent leitenden 
Einfluß der Stiche.” So ijt aljo der Staat ausgejchaltet, die Eltern Haben 
nichts zu jagen, und es bleibt nur die Kirche als Herrin der Schule übrig. 
Der Staat muß daher „jeine Schulidee, jein Schul— 
meifteramt (im großen umd ganzen) aufgeben und das 
Shulmwejen zurüdlegen in jene Hände, denen er 
esohne Nehtstitel entzogen hat; für die Katholiken aljo 
in die Hände der katholiſchen Kirche” (Der Jejuit Hammerftein in feiner 
Schrift: „Das Preußiſche Schulmonopol“, Freiburg 1893, S. 136). 

Wird es dem Staate aber gar zu jehwer, fih von dem ihm Lieb 
gewordenen Raube mit einem Schlage zu trennen — nun wohl, jo mag 
er ji) damit beanügen, „das Schulwejen finanziell zu ermöglichen und 
zu fördern“, was übrigens jeine Pflicht ift und bleibt. Das it ja dann 
eine ganz praktiſche Arbeitsteilung, die, wie wir jahen, die Kirche auch 
ſonſt fich gern gefallen läßt: der Staat zahlt, und die Kirche erzieht dafür 
die Jugend in ihrem Sum und Geiſt; ja, wenn es ihr jo paßt, iſt es ihr 
unbenommen, die Jugend auf Koften des Staates „zu ſolchen Ultra: 
montanen zu erziehen, welche den Staatsgejegen eventuell den Gehorſam 
verweigern“. Dies Necht nimmt der Jeſuit Hammerftein ausdrücklich für 
die Kirche in Anſpruch und ſucht es auf S. 114—18 feines Buches aus: 
führlich zu begründen. 

Der Staat hat ſich aljo „auf die weltliche und materielle Seite des 
Unterrichtswejens zurückzuziehen“ und der Stiche in ihren Schulbetrieb 
nichts dreinzureden. Das ift das römische Schulideal, wie es in einigen 
Konkordaten bis in jeine äußerſten Konjequenzen durchgeführt worden ift. 
„Der Nugendunterriht in Univerfitäten, Kollegien, 
SHulen und allen andern Erziehungs= oder Unter: 
tihtsinftituten joll genau überceinftimmen (erit 
Plane conformis) mit der Lehre der katholiſchen Reli: 
gton“ Sp wird überall gleihermaßen verfügt!) Sodann wird den 
Biſchöfen volle Freiheit in der Uberwachung und Leitung zuerft natürlich 
der theologiſchen Studien gegeben. , Aber auch noch in den neueſten Konz 





1) Coitarica Art.2 (Nuſſi 298), Guatemala Art.2 (©. 303 .), Ecuador 
Art.3 (©. 350), in der neuen Geftalt von 1881 Art. 3 (Conv. ©.2), Columbia 
Art. 12 (Cond. ©. 78), 
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fordaten mit Ecuador (1881) und Columbia (1887) wird einzig ven 
Biihöfen Die Befugnis zuerteilt, ganz allgemein darüber zu bepinden, ob 
die zu benußenden Bücher und Terte in religiöjer und jittliher Beziehung 
einwandfrei jeien. Ganz bejonders charakteriſtiſch iſt in dieſer Hinſicht 
das Kontordat mit Columbia, das in Artikel 13 und 14 die älteren Be— 
ſtimmungen nicht nur feſthält, ſondern noch weſentlich verſchärft. Hieß 
es in dem Konkordat mit Cojtarica, daß „dieſelben Ordinarien und Biſchöfe 
neben ihrer ſonſtigen pflichtmäßigen Sorge für die religiöſe Erziehung 
der Jugend außerdem auch darauf acht haben ſollten, daß in der Be— 
handlung keiner Disziplin ji) etwas finde, was gegen Die 
katholiſche Religion und die ehrbaren Sitten verſtoße“ EArt. 2, Nuſſi 
S.298) jo wird hier den zujtändigen Drdinarien in aller Form das 
Aufſichisrecht über die Schulen, insbejondere auch über den veligiös- 
jittlichen Inhalt der Lehrbücher gegeben (nee non libros qui pro textu 
adhibeantur revisere quoad ea quae fidei ductrinam morumve speeciant) 
und ſchließlich die Regierung verpflichtet, au in den allgemeinen Wifjen- 
ihaften, überhaupt ganz allgemein in der Behandlung aller nur denk— 
baren Disziplinen, die Veröffentlichung von Dingen, Die nicht um Einklang 
jtehen mit den hen Dogmen und der der Kirche gebührenden Chr: 
bi u verhindern. !) 
SUN Be: Kiche überall, auch in Djterreich, anitandslos Das 
Oberaufſichtsrecht über die Schulen eingeräumt, NT. Schulinſpektoren 
werden hier vom Kaiſer auf Vorſchlag des Diözeſanbiſchofs ernannt, 
können aber jederzeit ihres Amtes entſetzt werden, jobald ſie vom rechten 
Wege abweihen (Loco movebitur, qui a recto tramıte deflexerit, 
Art. 8 des öfterr. Konkordats); vgl. Ecuador, Art. 4 (Conv. S. 3), 
Golumbia, Art. 14 (Conv. ©.79). i 
Das alles aber betrifft ebenjo die Privatſchulen, wie die öffentlichen 
Zehranjtalten (tam publicis quamı privatis) Darauf wird jtets be— 
ionderer Nachdruck gelegt. Es hätte ja jonjt leicht jemand, der ein Gegner 
diejer öffentlichen Klerikalſchulen war, zumal als Proteftant, auf den Ge- 
danken kommen können, jeine Kinder in Privatſchulen zu ſchicken, in 
denen fie nicht zu „frommen Übungen in der katholiſchen Religion“ an- 
gehalten wurden, wie es 3. B. in Columbia Vorſchrift ift (Art. 12), 
Ich mache bejonders auf dieje Beſtimmung der Konkordate aufmerk- 
Sam, weil durch fie die Inkonſequenz, mit der man gegenwärtig bei uns gegen 
das Staatsſchulmonopol, als eine höchſt ungerechte und unmoraliſche Ein— 
richtung Sturm läuft, in die rechte Beleuchtung geſtellt wird. Alſo bei 
ung im proteſtantiſchen Staat verlangt man unbeſchränkte Unterrichts— 
freiheit für die Eltern, dergejtalt, daß „außer und neben den Staatsjchulen 





1) Golumbia, Urt. 135 „Gubernium cavebit ne in humanioribus litteris aut 
scientiis, et universim in omnium generum disciplinis tradendis, placita evulgentur 
quae catholieis dogmatibus, et reverentiae ac veneration! erga Ecclesiam debitae, 
adversentur‘‘ (Conv. ©. 79). Übrigens heißt e3 ebenda: Archiepiseopus libros sen 
textus designabit qui ın Universitatibus legi debeant, ad religionis morumque 
scientias tradendas. — Das muß ja eine Herrliche „Wiſſenſchaft“ abgeben! 
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auch freie chriſtliche Schulen unter Aufſicht und Leitung der Kirche“ ge— 
ſtattet werden, die natürlich die gleichen Rechte wie die Staatsſchulen 
haben müßten, um mit dieſen dann in erfolgreiche Konkurrenz treten zu 
können. „Die Unterrichtsfreiheit in dieſem Sinne iſt eine der elemen— 
tarſten Forderungen der Vernunft und der Freiheit” (Staatslexikon, 
2. Aufl, II, ©. 370). Und dabei wird bei uns fein fatholiihes Kind ge: 
zwungen, den protejtantijchen Neligionsunterricht beizumwohnen, und es 
gibt rein katholiſche Schulen die Fülle. In jenen fatholiihen Staaten 
aber waren alle Kinder von Andersaläubigen der fatholiihen Schule 
vettungslos verfallen. Man mißt aljo wieder einmal mit zweierlei Maß: 
Das Staatsihulmonopol ift ein Greuel vor Gott und den Menjchen, das 
Monopol der ftaatlichen Kirchenſchule ift eine vortreffliche, Gott wohl: 
gefällige Einrichtung! 

Alles in allem: Das geſamte Schulwejen foll in jeder Beziehung 
einzig der Kirche unterftellt jein. Wo das nicht jo ohne weiteres zu er— 
reichen üft, wie z. B. in Deutjchland, erjtrebt man zunächft das Necht, 
freie Ktirchenjchulen jeder Art zu errichten, wo und wann es der Kirche 
gut ſcheint, damit dann dieſe in „freiem“ Wettbewerb der Staatsſchule 
den Garaus machen können. Der Staat muß „einſtweilen der Kirche 
freie Konkurrenz mit ſeinen Schulen eröffnen; er darf namentlich nicht die 
Lehrorgane der Kirche, insbeſondere die Lehrorden, von ſeinen Grenzen 
und von der ihnen berufsmäßig zuſtehenden Schultätigkeit ausſchließen; 
er muß eine ehrliche, nicht bloß eine Scheinkonkurrenz eröffnen, ſo daß die 
Staatsſchulen vor den Schulen der Kirche keinen Vorfprung erhalten weder 
durch materielle Subvention noch durch das Berechtigungsweſen“ 
(Gammerſtein, a. a. O. S. 136). „Einſtweilen“ — d.h. natürlich 
nur jo lange, bis die Kirche ihr Ziel, die Vernichtung der Staats: 
ſchulen, erreicht Hat; jobald das geſchehen ift, wird natürlid) das Schul: 
Monopol der staatlichen Kirchenſchule errichtet, wie in den Konfordats- 
ſtaaten gejchehen. Die Vernichtung der Staatsihulen aber würde in 
dieſer Konkurrenz, wie das Beijpiel von Belgien!) zeigt, nur eine Frage 
der Zeit jein. Denn die neben den Kirchenſchulen beftehenden Staatsjchulen 
müßten jelbjtverftändlich, wie immer wieder betont wird, religionslos jein. 
Und wie es denen ergehen würde, kann man ſich denken. Die Katholiken 
würden, wie es in Belgien gejchehen iſt, durch Anwendung der äußerſten 
geijtlihen Zwangsmittel zum Boykott der Staatsſchulen getrieben werden, 
und auch viele Proteftanten würden die Religionsſchulen, ſelbſt die katho— 
lichen, den religionslojen Schulen vorziehen. Wir haben ja das neuer: 
dings ſozuſagen am eigenen Leibe erfahren müfjen an ven Schulverhält- 
en in unjerer Kolonie Deutſch-Südweſtafrika, über die Anz in jeiner 
Schrift „Deutſchlands Pflichten in Südweſtafrika“ (Stuttgart, Belſer 





1) Val. „Der Klerikalismus in der Volksſchule Belgiens" in „Deutjch- 
evangel. Korrefpondenz“ 1906 Nr. 101—103, wo auf Grund des im Namen des 
Schulvereins bon dem Brüffeler Advofaten H. Speyer 1906 veröffentlichten 
„Berichtes Über die Lage der Volksſchule in Belgien“ die Klerikaliſierung der 
belgifchen Volksſchule als nahezu vollendet geſchildert wird. 
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1908, S. 45 f) wertvolle Mitteilungen macht. Danach hat man dort 
ſeinerzeit den Regierungsſchulen ihren evangeliſchen Charakter „dem Zeu⸗ 
irum zuliebe auf dem Verwaltungswege durch einen Federſtrich abe rkannt 
Die von der katholiſchen Seite natürlich beabſichtigten Folgen dieſes Genie— 
ſtreiches waren folgende: 1. Es gibt nun dort keine evangeliſche Schule 
mehr, obwohl die Kinder faſt durchweg evangeliſch ſind. Die Negierungsz 
ihule zu Windhoek zählt z. B. 73 evangelifhe und nur zwei Fatholijche 
Kinder. „Und ven zwei katholiſchen Kindern zuliebe mußten auch Leſe— 
bücher, Nealienbüher und Geſchichtsbücher der Schule ‚paritätijch" ges 
jäubert werden, jo daß in einer deutſchen Solonie über einen DER 
größten Deutſchen, ver je gelebt hat, über Luther, die Kinder von Schule 
wegen im Realienbuch nichts und im Geſchichtsbuch nur folgende jechs 
Säge erfahren: ‚Kirhentrennung (1517). Während jeiner (Starls V.) 
Regierung entjtand eine große Spaltung in der Kirche. Diejelbe aina 
von Dr. Martin Luther aus, welcher Profeffor und zugleih Prediger 
an. der Schlopliche zu Wittenberg war. Ganz Deutjchland jpaltete jich 
nun in zwei Parteien: eine fatholiihe (die alte Kirche) und eine evans 
gelijye oder protejtantiige (die Anhänger Luthers). ‚ Karl V., welcher 
ver alten Kirche treu blieb, würde die Evangelijchen mit größerer Strenge 


behandelt haben, wenn er nicht mit den Franzojen und Türken in vielfache 


Kriege verwidelt gewejen wäre. Darum mollte er es mit ihnen nicht 
verderben, jondern juchte beide Parteien zu verjühnen. Als es ihm nicht 
gelang, einen Ausgleich herbeizuführen, fam es zum Schmalfaldijchen 
Kriege.‘ — In diejer dürftigen und jämmerlich verhunzten Form wird 
deutſchen evangelijhen Kindern fern von der Heimat das Kernftück der 
ganzen neueren deutſchen Geſchichte geboten!” — 2. Es wurde jebt jofort 
entſprechend dem oben entwickelten römiſchen Programm eine katholiſche 
Privatſchule in Windhoek gegründet, da ein guter Katholik ſeine Kinder 


doch unmöglid in eine religionsloje Schule ſchicken kann. Und dieje 


katholiſche Privatſchule wird nun 3. zurzeit von 34 Kindern bejucht, von 
denen aber nur 13 katholiſch, die übrigen 21 evangelijch find. Das beißt: 
die Eatholijche Privatihule wird zu Zweidrittel von evangelijchen 
Kindern bejucht, aljo auch wohl zum guten Teil von Proteftanten unter- 
halten. — Hier haben wir aljo eine vortrefflihe Illuſtration zu dem jo 
verlodend geſchilderten friedlichen Wettbewerb zwiſchen den gewünschten 
„freien“ Kirchenſchulen und den „paritätiichen” Staatsjchulen. 

indes, dies römiſche Schul- und Kulturprogramm würde eine be- 
denklihe Lücke aufweijen, wenn man nicht Mittel und Wege gefunden 
hätte, die jugend, um deren Erziehung in echt katholiſcher Gefinnung man 
ſich ſo große Mühe gibt, auch weiterhin vor dem böfen Gift ketzeriſcher 
oder ſonſt kirchenfeindlicher Einflüſſe zu bewahren. Da hat man ja nun 
freilich ſchon jeit alten Zeiten den In derx der verbotenen Bücher. ber 
jein Nutzen ift heutzutage doch nur gering. Sind durch ihn auch alle 
„Bücher von Apoſtaten, Häretikern, Schismatikern oder anderen Verfaffern, 
die das Schisma oder die Ketzerei verteidigen oder Die Grundlagen der 
Religion ſtürzen“ von vornherein ein für allemal verboten, jo gibt eg Doch 
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bei der gegenwärtigen Hochflut der Literaturerzeugniſſe aller Art eine 
Überfülle von Schriften, denen auch der treueſte und gehorſamſte Katholik 
unmöglich ſogleich anmerken kann, ob ſie ſeinem katholiſchen Glauben ge— 
fährlich werden können. So können dieſe Seelenmörder ihr ruchlofes 
Handwerk ſchon vieltauſendfach geübt haben, zumal da ja auch katholiſche 
Schriftſteller oft genug als ſolche Wölfe im Schafskleide auftreten, ehe 
die Inderkongregation überhaupt auf ſie aufmerkſam geworden iſt und 
vor ihnen hat warnen können. Auch kommt es ja vielfach vor, daß 
Katholiken in frevelhafter Selbjtüberhebung ſich mit vollem Bewußtſein 
an ſolche von der Mutter Kirche verbotenen Bücher heranmachen. So hat 
der Inder, was ſeine praktiſche Wirkſamkeit anlangt, in unſerer Zeit 
viel von ſeiner Schlagkraft eingebüßt. Da iſt es denn ohne Zweifel am 
einfachſten, das Übel mit ſicherem Griff gleich an der Wurzel zu packen. 
Und das leiſtet der Kirche die vortreffliche Einrichtung der Bücher— 
zen —— 


Bekanntlich hat der gegenwärtig regierende Papſt erſt vor drei Jahren 


in jeiner Enzyklika „Pascendi dominiei sregis“ vom 8. September 
1907 neue und praktiſche Anweiſung zur bejjeren Ausgejtaltung diejes 
Zenſurinſtituts gegeben. Danach muß nun in jeder Diözeſe eine eigene 
Zenſurbehörde eingejeßt werden, die jegliche ſchriftſtelleriſche Betätigung 
aufs ſchärfſte zu überwachen hat; und dieſe Behörde ſoll vor allem den 
katholiſchen Verlegern und Buchhändlern ihre Aufmerkſamkeit zuwenden. 
Ohne Erlaubnis der Zenſoren darf (joweit nämlich Verleger, Druder und 
Leſer ſich dem fügen) kein Buchſtabe mehr gedruckt, herausgegeben, verkauft 
und geleſen werden. Ohne Erlaubnis ſeines Biſchofs darf ſich auch kein 
Geiſtlicher mehr mit Schriftſtellerei abgeben. Zur beſſeren Kontrolle aber 
muß ein beſonderer Aufſichtsrat in jeder Diözeſe gebildet werden, der zu 
beſtimmten Zeiten zu geheimer Beratung zuſammentreten ſoll, um etwa not— 
wendige beſondere Maßnahmen zu treffen. 

Man ſieht, die Sache iſt ſo übel nicht. Sie hat nur den einen Fehler, 
daß eben höchſtens die katholiſchen Schriftfteller durch jie betroffen werden, 
die fi) jolden Maßregeln unterwerfen, während gerade die Keber frei aus- 
gehen. Indes iſt das nicht die Schuld des Papſtes. Diefe Unvollkommen— 
heit ift num einmal durch die gegenwärtigen, höchſt betrüblichen Zeitläufte 
bedingt. Mo Nom die Macht dazu hat, jorat es ſchon dafür, daß die 
Sücherzenfur alle gleichermaßen trifft und jo in der Tat den Gläubigen als 
icherer Schutzwall dienen kann gegen alle liſtigen Anläufe des Böſen. 

o gibt das Konkordat mit Coſtarica den Biſchöfen die Vollmacht, 
alle Bücher und Schriften zu prüfen und zu zenjurieren, die „in irgend: 
einer Weiſe“ (quovis modo) zu den Glaubensfäben, der firchlichen 
Disziplin und der öffentlichen Sittlichfeit in Beziehung ftehen, und der 
Staat verpflichtet fi, den biſchöflichen Anordnungen den gehörigen Nach: 
druck zu verleihen (Art. 3, Nuſſi S. 298; desgl. Guatemala Art. 3, 
S. 304). Ganz ähnlich, nur noch etwas deutlicher, heißt es in dem öſter— 
reichiſchen Konkordat: „Die Erzbiſchöfe und Biſchöfe ſollen ihre ihnen 
eigentümliche Gewalt mit vollſter Freiheit ausüben können, um die für 
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Religion und Sitte verderblichen Bücher zu zenſurieren und die Gläubigen 
daran zu hindern, ſie zu leſen. Auch die Negierung ſo [I mit 
allen geeigneten Mitteln verhindern, dap |} ol he 
Büher im Kaijerreide verbreitet werden” (Alt. 9, 
Nuſſi S.312). Iſt aljo wider Erwarten einmal ein ſolches ſchlimmes 
Buch durchgeſchlüpft, jo wird die Polizei es ſchon beizeiten faſſen und 
unihäodlih machen. Aber auch die etwa außerhalb eines ſolchen Konkor— 
daisſtaates gedruckten Bücher könnten den Gläubigen leicht dadurch gefähr— 
lich werden, daß man ſie über die Grenzen einzuſchmuggeln ſucht. Eine 
Zenſurbehörde, die ihrem Amte gewachſen iſt, faßt auch dieſen Fall ins 
Äuge und ſorgt für gründliche Uberwachung dev Grenze, damit das im 
Innern des Landes jorgjam ausgereutete Unfraut nicht wieder von außen 
her Eingang finde. So beſtimmt das Konfordat mit Ecuador in wahrhaft 
muftergültiger Weije: „Außerdem jollen die Biſchöfe und anderen ordent— 
lichen Vorſteher mit voller Freiheit ihr ihnen eigentümliches Recht aus— 


üben, die der Religion und den guten Sitten ſchädlichen Bücher zu 


proffribieren, und ebenſo ſoll die Regierung darüber 
wachen und geeignete Mapnahmentreffjen, daß der— 
artige Bücher in den Staat uhrt und 
verbreitet werden.“* 

Hier haben wir alſo volle ſtaatliche Bücherquarantäne. Wenn ſich 
trotz alledem noch in ſolchen Ländern hier und da ſelbſtändige geiſtige 
Regungen bemerkbar machen jollten, jo geſchieht das nicht infolge, jondern 
troß des römiſchen Syſtems. Was fie tun kann, das tut fie, um die von ihr be= 
herrſchten Völker in volljter materieller und geijtiger Abhängigkeit zu Halten. 
Das wird hoffentlich aus den vorjtehenden Ausführungen jedermann deutlich 
geworden jein. Es würde zu weit führen, das noch aus anderen Beſtimmungen 
der einzelnen Konkordate zu erhärten. Pan hätte jonjt wohl noch Hin- 
weifen dürfen auf die mancherlei anderweitigen Rechte und Smmunitäten, 
die die Kirche für ſich und ihre Diener beanjprucht, Das Recht der freien 


Kloſtererrichtung (libere et absque ulla exceptione, Ecuador Art. 20, 


S.355) zum Beijpiel, das ihr überall in den Stonfordatsländern bereit: 
willig zugeftanden tft, auf die vollfommene Durchſetzung ihres Millens 
in der Kriedhofsfrage, z.B. noch in Columbia (1892), wo ihr — einige 


geringe Einſchränkungen abgerechnet — die Verwaltung ſämtlicher Se 


öfe allein nach ihrem eigenen Ermeſſen übertragen wird,2) und ähnliches 
a: Wer indes jehen will, der wird ſich auch jo der Erkenntnis nieht 
verichließen fönnen, daß Nom jeine Theorie von der Dberhoheit der Kirche 
über die ganze Welt, wie fie vor allem im Syllabus niedergelegt ift, in der 





1) Ecuador, Urt. 3: „Insuper Episcopl aliique Ordinarii Antistites plena liber- 
tate exercebunt ius eorum proprium proscribendi libros religioni bonisque 
moribus adversos; itemque Gubernium advigilabit et opportuna suscipiet consilia, 
ne huiusmodi libri in Rempublicam introducantur et diffundantur “ (Nuffi &. 350). 

2) Coemeteria omnia quae extant In territorio Reipublicae . 
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| Tal h - . . tradantur 
auctoritati ecclesiasticae quae potestati civili minime obnoxia et administrabit et 


reget (Conv. ©. 19). 
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trifft das allerdings buchſtäblich zu. 
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Tat trefflich in die Praxis umzuſetzen verſtanden hat, wo das möglich war. 
In manchen Konkordaten finden wir ſie durchgeführt bis in ihre äußerſten 
Konſequenzen. 

sn Hergenroethers Lehrbuch des Kirchenrechts (2. Aufl. von J. Holl— 
weck, 1905) wird von den Konkordaten geſagt, ſie zeigten, wie leicht eine 
Verſtändigung zwiſchen Kirche und Staat bei einigem guten Willen möglich 
wäre (S. 110). Und man wird ja zugeben müfjen, daß eine ſolche Ver: 
tändigung, wie fie in den Konkordaten vorliegt, in der Tat überaus 
einfach iſt: der Staat zeigt feinen „guten Willen”, indem er auf jeine 
jtaatlihen Souveränitätsrechte kurzweg verzichtet und die Herrſchafts— 
anprüche Noms in vollem Umfange als berechtigt anerkennt. So erreiht 
Non, ohne MWiderftand zu finden, alles, was es will. Und die „Ver: 
ſtändigung“, die nunmehr gleichbedeutend iſt mit der Verwirklihung auch 
der legten Ziele Noms, ift da. Der Staat aber, der ſolche „Verftändigung” 
mit Nom erzielt hat, ift der reine Hans im Glüd. Cr ift nun alles los, 
was ihm bisher Sorge und Not machte. Den jchwerften Teil der ver- 
antwortungsvollen Laſt des Regierens hat die Kirche ihm liebreih und 
jelbjtlos abgenommen, und froh erleichtert zieht er feines Weges; Kultur: 
aufgaben hat er nicht mehr. Dann joll er fi) aber auch nicht be- 
Hagen, wenn man ihm vorwirft, er habe für jeine Bürger nihts als nur 
„Steuerzettel und Kanonen”, Für ven Staat nad dem Herzen Noms 
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